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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Juli 1968 

1/3 — 41000 — 2468/68 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Umwandlung von Personenhandels- 
gesellschaften und von Unternehmen eines 
Einzelkaufmanns sowie von Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts 


mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 325. Sitzung am 31. Mai 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Umwandlung von Personenhandelsgesellschaften 
und von Unternehmen eines Einzelkaufmanns sowie von 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Änderung des Gesetzes 

über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften 

Das Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
vom 12. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 844), 
geändert durch § 39 des Einführungsgesetzes zum 
Aktiengesetz vom 6. September 1965 (Bundesge- I 
setzbl. I S. 1185), wird wie folgt geändert: j 


1. Das Gesetz erhält die Überschrift: 

„ Umwandlungsgesetz" 


2. Der Erste Abschnitt erhält die Überschrift: 

„Umwandlung einer Kapitalgesellschaft oder 
bergrechtlichen Gewerkschaft durch Übertragung 
des Vermögens auf eine Personengesellschaft 
oder einen Gesellschafter" 


3. Der Zweite Abschnitt erhält folgende Fassung: | 
„Zweiter Abschnitt 

Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft ! 
durch Übertragung des Vermögens auf eine 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien 

§ 40 

(1) Eine offene Handelsgesellschaft oder Kom- 

manditgesellschaft (Personenhandelsgesellschaft) 
kann nach den Vorschriften dieses Abschnitts 
in eine Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien umgewandelt werden. j 

(2) Ist eine Personenhandelsgesellschaft auf- 

gelöst worden, so kann sie nur umgewandelt j 
werden, wenn eine Liquidation stattfindet und j 
noch nicht mit der Verteilung des nach der Be- | 
richtigung der Verbindlichkeiten verbleibenden j 
Vermögens unter die Gesellschafter begonnen j 
ist. I 


§ 41 

(1) Zur Umwandlung bedarf es eines Be- 
schlusses der Gesellschafter der Personenhandels- 
gesellschaft (Umwandlungsbeschluß). Der Um- 
wandlungsbeschluß muß 

1. die Gründung einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien, an der alle Gesellschafter betei- 
ligt sind, 

2. die Übertragung des Vermögens der 
Personenhandelsgesellschaft auf die 
Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien 

enthalten. 

(2) Soweit sich aus den folgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, finden auf die Gründung 
der Aktiengesellschaft der Erste und Zweite 
Teil des Ersten Buchs des Aktiengesetzes, auf die 
Gründung der Kommanditgesellschaft auf Aktien 
§§ 278 bis 282 des Aktiengesetzes entsprechende 
Anwendung. Den Gründern stehen die Gesell- 
schafter gleich. 


§ 42 

(1) Der Umwandlungsbeschluß bedarf der Zu- 
stimmung aller Gesellschafter. Sie muß gericht- 
lich oder notariell beurkundet werden. 

(2) In dem Umwandlungsbeschluß ist die Sat- 
zung der Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien festzustellen. Die Satzung 
kann auch durch weniger als fünf Personen fest- 
gestellt werden. 

(3) Führt die Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien das von der Per- 
sonenhandelsgesellschaft betriebene Handelsge- 
schäft weiter, so kann sie die Firma der Perso- 
nenhandelsgesellschaft mit oder ohne Beifügung 
eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zu- 
satzes fortführen oder ihrer nach § 4 Abs. 1 
oder § 279 Abs. 1 des Aktiengesetzes gebildeten 
Firma einen das Nachfolgeverhältnis andeuten- 
den Zusatz beifügen. § 4 Abs. 2 und § 279 Abs. 2 
des Aktiengesetzes finden bei Fortführung der 
Firma der Personenhandelsgesellschaft entspre- 
chende Anwendung. 
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§ 43 

(1) Im Gründungsbericht der Gesellschafter 
nach § 32 des Aktiengesetzes sind auch der Ge- 
schäftsverlauf und die Lage der Personenhandels- 
gesellschaft darzulegen. 

(2) Die Prüfung durch einen oder mehrere Prü- 
fer nach § 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes hat in 
jedem Fall stattzufinden. 

(3) Der Umwandlungsbeschluß ist bei dem Ge- 
richt von allen Gesellschaftern und Mitgliedern 
des Vorstandes und des Aufsichtsrates zur Ein- 
tragung in das Handelsregister anzumelden. 
Außer den Urkunden nach § 37 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 
des Aktiengesetzes sind die Zustimmungserklä- 
rungen der Gesellschafter in Ausfertigung und 
die der Umwandlung zugrunde gelegte Bilanz 
beizufügen. 

(4) Das Gericht soll die Umwandlung nur ein- 
tragen, wenn die der Umwandlung zugrunde ge- 
legte Bilanz für einen höchstens sechs Monate 
vor der Anmeldung liegenden Zeitpunkt aufge- 
stellt worden ist. 

§ 44 

(1) Die Umwandlung wird mit der Eintragung 
der Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien in das Handelsregister wirk- 
sam. Mit der Eintragung geht das Vermögen der 
Personenhandelsgesellschaft einschließlich der 
Verbindlichkeiten, unbeschadet der Fortdauer 
der Haftung der Gesellschafter der Personen- 
handelsgesellschaft, auf die Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien über. Die 
Personenhandelsgesellschaft ist damit aufgelöst; 
ihre Firma ist erloschen. Die Auflösung der Per- 
sonenhandelsgesellschaft und das Erlöschen der 
Firma sind von Amts wegen in das Handelsre- 
gister einzutragen. 

(2) Die an dem Anteil eines Gesellschafters 
der Personenhandelsgesellschaft bestehenden 
Rechte Dritter bestehen an der an die Stelle 
tretenden Aktie weiter. 

§ 45 

(1) Die Ansprüche der Gläubiger der Personen- 
handelsgesellschaft gegen einen Gesellschafter 
der Personenhandelsgesellschaft aus Verbindlich- 
keiten der Gesellschaft verjähren mit dem Ablauf 
von fünf Jahren, falls nicht nach allgemeinen 
Vorschriften die Verjährung schon früher ein- 
tritt. 

(2) Die Verjährung beginnt mit dem Ende des 
Tages, an dem die Auflösung der Personenhan- 
delsgesellschaft und das Erlöschen der Firma 
in das Handelsregister eingetragen worden sind. 
Wird der Anspruch des Gläubigers gegen die 
Gesellschaft erst nach der Eintragung fällig, so 
beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkt der 
Fälligkeit." 


4. Der bisherige Dritte Abschnitt wird gestrichen. 
An seine Stelle treten folgende Vorschriften: 

„Dritter Abschnitt 

Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft 
durch Übertragung des Vermögens auf eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

§ 46 

Eine Personenhandelsgesellschaft kann nach 
den Vorschriften dieses Abschnitts in eine Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung umgewandelt 
werden. § 40 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

§ 47 

(1) Zur Umwandlung bedarf es eines Be- 
schlusses der Gesellschafter der Personenhan- 
delsgesellschaft (Umwandlungsbeschluß). Der 
Umwandlungsbeschluß muß 

1. die Gründung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, an der alle Ge- 
sellschafter beteiligt sind, 

2. die Übertragung des Vermögens der 
Personenhandelsgesellschaft auf die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
enthalten. 

(2) Soweit sich aus den folgenden Vorschrif- 
ten nichts anderes ergibt, finden auf die Grün- 
dung der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
die Vorschriften des Ersten Abschnitts des Ge- 
setzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung entsprechende Anwendung. 

§ 48 

(1) Der Umwandlungsbeschluß bedarf der Zu- 
stimmung aller Gesellschafter. Sie muß gericht- 
lich oder notariell beurkundet werden. 

(2) Der Umwandlungsbeschluß muß den Ge- 
sellschaftsvertrag der Gesellschaft mit beschränk- 
ter Haftung enthalten. 

(3) Führt die Gesellschaft mit beschränkter 
Elaftung das von der Personenhandelsgesellschaft 
betriebene Handelsgeschäft weiter, so kann sie 
die Firma der Personenhandelsgesellschaft mit 
oder ohne Beifügung eines das Nachfolgever- 
hältnis andeutenden Zusatzes fortführen oder 
ihrer nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes betreffend die 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung gebil- 
deten Firma einen das Nachfolgeverhältnis an- 
deutenden Zusatz beifügen. § 4 Abs. 2 des Geset- 
zes betreffend die Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung findet bei Fortführung der Firma 
entsprechende Anwendung. 

c in 

$ 4 » 

(1) Der Umwandlungsbeschluß ist bei dem 
Gericht von allen Gesellschaftern und Geschäfts- 
führern zur Eintragung in das Handelsregister 
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anzumelden. Außer den Urkunden nach § 8 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4 des Gesetzes betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung sind die Zu- 
stimmungserklärungen der Gesellschafter in Aus- 
fertigung und die der Umwandlung zugrunde ge- 
legte Bilanz beizufügen. Für die Bilanz gilt § 43 
Abs. 4 entsprechend. 

(2) Die Umwandlung wird mit der Eintragung 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung in das 
Handelsregister wirksam. Mit der Eintragung 
geht das Vermögen der Personenhandelsgesell- 
schaft einschließlich der Verbindlichkeiten, unbe- 
schadet der Fortdauer der Haftung der Gesell- 
schafter der Personenhandelsgesellschaft, auf die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung über. Die 
Personenhandelsgesellschaft ist damit aufgelöst; 
ihre Firma ist erloschen. Die Auflösung der Per- 
sonenhandelsgesellschaft und das Erlöschen der 
Firma sind von Amts wegen in das Handels- 
register einzutragen. 

(3) Die an dem Anteil eines Gesellschafters 
der Personenhandelsgesellschaft bestehenden 
Rechte Dritter bestehen an dem an die Stelle 
tretenden Geschäftsanteil weiter. 

(4) Für die Verjährung der Ansprüche der 
Gläubiger der Personenhandelsgesellschaft gegen 
einen Gesellschafter der Personenhandelsgesell- 
schaft aus Verbindlichkeiten der Gesellschaft gilt 
§ 45 entsprechend." 


5. Als Vierter Abschnitt werden folgende Vor- 
schriften eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Umwandlung des Unternehmens eines 
Einzelkaufmanns durch Übertragung des 
Geschäftsvermögens auf eine Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien 

§ 50 

Ein Einzelkaufmann kann ein von ihm betrie- 
benes Unternehmen, dessen Firma im Handels- 
register eingetragen ist, nach den Vorschriften 
dieses Abschnitts in eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien umwandeln. 
Die Umwandlung ist ausgeschlossen, wenn 

1. die Vermögensgegenstände, die auf die 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien übertragen werden sollen, 
das Vermögen des Einzelkaufmanns im 
Sinne des § 419 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sind, oder 

2. die Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns 
sein Vermögen übersteigen. 

§ 51 

(1) Zur Umwandlung bedarf es einer Umwand- 
lungserklärung des Einzelkaufmanns. Die Um- 
wandlungserklärung muß 


1. die Gründung einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
deren einziger Gesellschafter er ist, 

2. die Übertragung des Geschäftsver- 
mögens, das dem Betrieb des zur Um- 
wandlung bestimmten Unternehmens 
dient, auf die Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 

enthalten. 

(2) Soweit sich aus den folgenden Vorschriften 
nichts anderes ergibt, finden auf die Gründung 
der Aktiengesellschaft der Erste und Zweite Teil 
des Ersten Buchs des Aktiengesetzes, auf die 
Gründung der Kommanditgesellschaft auf Aktien 
§§ 278 bis 282 des Aktiengesetzes entsprechende 
Anwendung. Den Gründern steht der Einzelkauf- 
mann gleich. 

§ 52 

(1) Die Umwandlungserklärung muß gericht- 
lich oder notariell beurkundet werden. 

(2) In der Umwandlungserklärung ist die Sat- 
zung der Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien festzustellen. Die Satzung 
wird nur durch den Einzelkaufmann festgestellt. 

(3) § 42 Abs. 3 findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(4) Der Umwandlungserklärung ist eine von 
dem Einzelkaufmann unterschriebene, öffentlich 
beglaubigte Übersicht beizufügen über: 

1. die Vermögensgegenstände, die dem 
Einzelkaufmann gehören und dem Be- 
trieb des Unternehmens dienen, das 
umgewandelt werden soll. Der Einzel- 
kaufmann kann in der Übersicht andere 
ihm gehörende Vermögensgegenstände 
aufführen und sie dadurch als zum Un- 
ternehmen gehörend erklären, 

2. die Verbindlichkeiten des Einzelkauf- 
manns, die im Betrieb des Unterneh- 
mens, das umgewandelt werden soll, 
begründet worden sind, oder mit den 
unter Nummer 1 aufgeführten Vermö- 
gensgegenständen in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. 

§ 53 

(1) Im Gründungsbericht nach § 32 des Aktien- 
gesetzes sind auch der Geschäftsverlauf und die 
Lage des Unternehmens darzulegen. 

(2) Die Prüfung durch einen oder mehrere 
Prüfer nach § 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes hat 
in jedem Fall stattzufinden. Die Prüfung durch 
die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichts- 
rats nach § 33 Abs. 1 des Aktiengesetzes sowie 
die Prüfung durch einen oder mehrere Prüfer 
nach § 33 Abs. 2 des Aktiengesetzes haben sich 
auch darauf zu erstrecken, ob in der Übersicht 
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nach § 52 Abs. 4 Nr. 2 alle Verbindlichkeiten des 
Einzelkaufmanns aufgeführt sind, die im Betrieb 
des Unternehmens, das umgewandelt werden soll, 
begründet worden sind oder mit den in der Über- 
sicht nach § 52 Abs. 4 Nr. 1 aufgeführten Ver- 
mögensgegenständen in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen. Die Prüfung hat sich ferner dar- 
auf zu erstrecken, ob die in der Übersicht nach 
§ 52 Abs. 4 Nr. 1 aufgeführten Vermögensgegen- 
stände des Einzelkaufmannns sein Vermögen im 
Sinne des § 419 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sind und ob die Verbindlichkeiten des Ein- 
zelkaufmanns sein Vermögen übersteigen. 

(3) Zur Prüfung, ob die Verbindlichkeiten des 
Einzelkaufmanns sein Vermögen übersteigen, hat 
der Einzelkaufmannn den Prüfern eine Aufstel- 
lung vorzulegen, in der sein Vermögen seinen 
Verbindlichkeiten gegenübergestellt ist. Die Auf- 
stellung ist zu gliedern, soweit das für die Prü-^ 
fung notwendig ist. § 165 Abs. 1 und 2 des Ak- 
tiengesetzes gilt sinngemäß, wenn Anlaß für die 
Annahme besteht, daß in der Aufstellung aufge- 
führte Vermögensgegenstände überbewertet oder 
Verbindlichkeiten nicht oder nicht vollständig 
aufgeführt worden sind. 

§ 54 | 

(1) Die Umwandlungserklärung ist bei dem 
Gericht von dem Einzelkaufmann und den Mit- 
gliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden. ] 
Der Anmeldung sind beizufügen 

1. die Urkunden nach § 37 Abs. 2 Nr. 2 | 
bis 5 des Aktiengesetzes, 

2. eine Ausfertigung der Umwandlungs- ; 

erklärung, 

3. die Übersicht nach § 52 Abs. 4, i 

4. die der Umwandlung zugrunde gelegte | 

Bilanz. j 

Für die Bilanz gilt § 43 Abs. 4 entsprechend. 

(2) Das Gericht hat die Eintragung auch abzu- ! 

lehnen, wenn die Gründungsprüfer erklären oder ! 
es offensichtlich ist, daß j 

1. die Übersicht nach § 52 Abs. 4 unvoll- 
ständig ist, 

2. die in der Übersicht aufgeführten Ver- 
mögensgegenstände des Einzelkauf- 
manns sein Vermögen im Sinne des 
§ 419 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches sind, 

3. die Verbindlichkeiten des Einzelkauf- 
manns sein Vermögen übersteigen. 

§ 55 

(1) Die Umwandlung wird mit der Eintragung 
der Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien in das Handelsregister wirk- 
sam. Mit der Eintragung gehen die dem Einzel- 


kaufmann gehörenden, in der Übersicht nach 
§ 52 Abs. 4 aufgeführten Vermögensgegenstände 
und die Verbindlichkeiten, die der Einzelkauf- 
mann in der Übersicht aufgeführt hat, auf die 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien über. Die vor der Umwandlung von 
dem Einzelkaufmann geführte Firma ist damit 
erloschen. Das Erlöschen der Firma ist von Amts 
wegen in das Handelsregister einzutragen. 

(2) Durch den Übergang der Verbindlichkeiten 
auf die Aktiengesellschaft oder Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien wird der Einzelkaufmann 
von der Haftung für die Verbindlichkeiten nicht 
befreit. § 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet 
keine Anwendung. Die Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien und der Ein- 
zelkaufmann haften für diese Verbindlichkeiten 
als Gesamtschuldner; im Verhältnis der Gesamt- 
schuldner zueinander ist die Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien allein 
verpflichtet. 

(3) Stellt sich nachträglich heraus, daß die in 
der Übersicht aufgeführten Vermögensgegen- 
stände des Einzelkaufmanns sein Vermögen im 
Sinne des § 419 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sind, so können die Gläubiger anderer als 
der in Absatz 1 Satz 2 genannten Verbindlich- 
keiten des Einzelkaufmanns, unbeschadet der 
Fortdauer seiner Haftung, ihre zur Zeit der Ein- 
tragung der Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien bestehenden Ansprüche 
auch gegen die Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien geltend machen, so- 
fern sie von diesem keine Befriedigung erlangen 
können. § 419 Abs. 2 und 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs gilt entsprechend. 

§ 56 

(1) Die Ansprüche der Gläubiger gegen den 
Einzelkaufmann aus den in der Übersicht nach 
§ 52 Abs. 4 aufgeführten Verbindlichkeiten ver- 
jähren mit dem Ablauf von fünf Jahren, falls 
nicht nach den allgemeinen Vorschriften die Ver- 
jährung schon früher eintritt. 

(2) Die Verjährung beginnt mit dem Ende des 
Tages, an dem das Erlöschen der Firma in das 
Handelsregister eingetragen worden ist. Wird 
der Anspruch des Gläubigers gegen die Gesell- 
schaft erst nach der Eintragung fällig, so beginnt 
die Verjährung mit dem Zeitpunkt der Fällig- 
keit." 

6. Als Fünfter Abschnitt werden folgende Vorschrif- 
ten eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 
Umwandlung anderer Unternehmen 

§ 57 

(1) Eine Gebietskörperschaft kann ein von ihr 
betriebenes Unternehmen in eine Aktiengesell- 
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schaft umwandeln. Die Umwandlung ist nur zu- 
lässig, wenn das für die Gebietskörperschaft maß- 
gebende Bundes- oder Landesrecht eine Umwand- 
lung vorsieht oder zuläßt. 

(2) Für die Umwandlung gelten die §§ 51, 52 
Abs. 1, 2 und 4, § 53 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 
und 2, § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 und § 55 
Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 2; § 56 gilt mit der 
Maßgabe, daß die Verjährung mit dem Ende des 
Tages beginnt, an dem die Aktiengesellschaft in 
das Handelsregister eingetragen worden ist. 

§ 58 

(1) Realgemeinden und ähnliche Verbände, 
deren Mitglieder zu Nutzungen an land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken, an Mühlen, 
Brauhäusern und ähnlichen Anlagen berechtigt 
sind (Artikel 164 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch), können in sinngemäßer 
Anwendung des Zweiten Abschnitts (§§ 40 bis 
45) und nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 in eine 
Aktiengesellschaft umgewandelt werden. Der 
Umwandlungsbeschluß kann nur in einer Gene- 
ralversammlung der Mitglieder gefaßt werden 
und muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 

(2) Der Umwandlungsbeschluß bedarf einer 
Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen, die 
nach der Satzung in der Generalversammlung 
der Realgemeinde von den Mitgliedern abgege- 
ben werden können. Die Mitglieder, die für die 
Umwandlung gestimmt haben, sind im Umwand- 
lungsbeschluß namentlich aufzuführen und ste- 
hen den Gründern der Aktiengesellschaft gleich. 
Mit der Eintragung der Aktiengesellschaft oder 
der Kommanditgesellschaft auf Aktien in das 
Handelsregister werden alle Mitglieder der Real- 
gemeinde Aktionäre. Mitglieder, die bei der Um- 
wandlung durch den Untergang von Sonderrech- 
ten Vermögensnachteile erleiden, sind von der 
Aktiengesellschaft angemessen zu entschädigen. 

(3) Jedes Mitglied der Realgemeinde, das Wi- 
derspruch gegen die Umwandlung zur Nieder- 
schrift erklärt hat, kann seine Aktie der Gesell- 
schaft zur Verfügung stellen. Der Vorstand kann 
den Aktionären hierfür eine Ausschlußfrist von 
mindestens drei Monaten setzen. Für das Ver- 
fahren der Fristsetzung und den Verkauf der 
Aktien gilt § 383 Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 2 
und 3 des Aktiengesetzes sinngemäß. 

(4) Die Nichtigkeit des Umwandlungsbeschlus- 
ses kann nicht mehr geltend gemacht werden, 
wenn die Aktiengesellschaft in das Handelsre- 
gister eingetragen worden ist. 

§ 59 

(1) Kolonialgesellschaften können in sinnge- 
mäßer Anwendung des Zweiten Abschnitts (§§ 40 
bis 45) und nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 
in eine 'Aktiengesellschaft umgewandelt werden. 


Der Umwandlungsbeschluß kann nur in einer 
Hauptversammlung der Gesellschafter gefaßt 
werden und muß gerichtlich oder notariell beur- 
kundet werden. 

(2) Der Umwandlungsbeschluß bedarf der 
Mehrheit, die in der Satzung der Gesellschaft 
für Satzungsänderungen bestimmt ist, mindestens 
aber einer Mehrheit von drei Vierteln der An- 
teile, die in der Hauptversammlung der Gesell- 
schaft vertreten sind. Die Gesellschafter, die für 
die Umwandlung gestimmt haben, sind im Um- 
wandlungsbeschluß namentlich aufzuführen und 
stehen den Gründern der Aktiengesellschaft 
gleich. Mit der Eintragung der Aktiengesell- 
schaft in das Handelsregister werden alle Ge- 
sellschafter Aktionäre. Gesellschafter, die bei der 
Umwandlung durch den Untergang von Sonder- 
rechten Vermögensnachteile erleiden, sind von 
der Aktiengesellschaft angemessen zu entschä- 
digen. 

(3) Für den Umtausch der Anteile gegen Ak- 
tien gilt § 73 des Aktiengesetzes, bei Zusammen- 
legung von Anteilen § 226 des Aktiengesetzes 
über die Kraftloserklärung von Aktien sinnge- 
mäß. Einer Genehmigung des Gerichts bedarf es 
nicht. 

(4) Jeder Gesellschafter, der Widerspruch ge- 
gen die Umwandlung zur Niederschrift erklärt 
hat, kann seine Aktie der Aktiengesellschaft zur 
Verfügung stellen. Der Vorstand kann den Aktio- 
nären hierfür eine Ausschlußfrist von mindestens 
drei Monaten setzen. Für das Verfahren der 
Fristsetzung und den Verkauf der Aktien gilt 
§ 383 Abs. 1 Satz 3 und 4 und Abs. 2 und 3 des 
Aktiengesetzes sinngemäß. 

(5) Die Nichtigkeit des Umwandlungsbeschlus- 
ses kann nicht mehr geltend gemacht werden, 
wenn die Aktiengesellschaft in das Handelsre- 
gister eingetragen worden ist.' 1 

7. Der bisherige Zweite Abschnitt wird der Sechste 
Abschnitt. §§ 40 bis 42 werden §§ 60 bis 62. 


8. Der bisherige Vierte Abschnitt wird der Siebente 

Abschnitt. Er erhält die Überschrift: 

„Schlußvorschrift" 

a) §§ 44, 45, 46, 47 Abs. 2 und § 48 werden 
gestrichen. 

b) § 47 Abs. 1 wird § 63. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Umwandlungsgesetzes in der Fas- 
sung, die sich aus den Änderungen in Artikel 1 er- 
gibt, bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen. 
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Artikel 3 

Änderung des Aktiengesetzes 

In das Vierte Buch Dritter Teil des Aktienge- 
setzes wird hinter dem Fünften Abschnitt folgen- 
der neuer Sechster Abschnitt eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Umwandlung einer Körperschaft oder 
Anstalt des öffentlichen Rechts in 
eine Aktiengesellschaft 

§ 385 a 

Voraussetzungen 

(1) Eine Körperschaft oder Anstalt des öffent- 
lichen Rechts kann in eine Aktiengesellschaft 
umgewandelt werden. 

(2) Die Umwandlung ist nur zulässig, wenn 
die Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts rechtsfähig ist und das für sie maßgebende 
Bundes- oder Landesrecht eine Umwandlung vor- 
sieht oder zuläßt. Die Umwandlung von Versi- 
cherungsunternehmen bedarf der Genehmigung 
der Behörde, die die Fachaufsicht über das Unter- 
nehmen führt. 

(3) Nach dem für die Körperschaft oder An- 
stalt des öffentlichen Rechts maßgebenden Bun- 
des- oder Landesrecht richtet es sich, auf welche 
Weise die Satzung der Aktiengesellschaft festzu- 
stellen ist, welche Personen die Aktien erhalten 
und welche Personen als Gründer der Aktien- 
gesellschaft gelten. 

(4) Soweit sich aus den Vorschriften dieses 
Abschnitts nichts anderes ergibt, gelten für die 
Umwandlung die Vorschriften des Ersten und 
Zweiten Teils des Ersten Buches mit Ausnahme 
der §§ 2, 28 und 29 sinngemäß. 

§ 385 b 

G rü ndung sp rüf ung 

(1) Im Bericht nach § 32 sind auch der Ge- 
schäftsverlauf und die Lage der Körperschaft 
oder der Anstalt des öffentlichen Rechts darzu- 
legen. 

(2) Die Prüfung durch einen oder mehrere Prü- 
fer nach § 33 Abs. 2 hat in jedem Falle stattzu- 
finden. 


§ 385 c 

Wirksamwerden der Umwandlung 

Von der Eintragung der Aktiengesellschaft in 
das Handelsregister an besteht die Körperschaft 
oder die Anstalt des öffentlichen Rechts als 
Aktiengesellschaft weiter.“ 


2. Der bisherige Sechste Abschnitt des Vierten 
Buches Dritter Teil des Aktiengesetzes (§§ 386 
bis 388) wird der Siebente Abschnitt, der bishe- 
rige Siebente Abschnitt (§§ 389 bis 392) der 
Achte Abschnitt und der bisherige Achte Ab- 
schnitt (§ 393) der Neunte Abschnitt. 


3. § 147 des Aktiengesetzes wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Absatz 3 wird hinter Satz 2 nachstehender 
neuer Satz 3 eingefügt: 

„Gibt das Gericht dem Antrag statt, so trägt 
die Gesellschaft die Gerichtskosten." 

Die bisherigen Sätze 3 bis 8 werden die 
Sätze 4 bis 9. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „die der 
Gesellschaft durch die Bestellung besonderer 
Vertreter nach Absatz 3 Satz 2 und 4 ent- 
standen sind" ersetzt durch die Worte „die 
der Gesellschaft durch die Bestellung beson- 
derer Vertreter nach Absatz 3 Satz 3 ent- 
standen sind". 


Artikel 4 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Aus der Mitte des Bundestages ist an die Bundes- 
regierung der Wunsch herangetragen worden, so- 
wohl angesichts der technischen Entwicklung als 
auch der zunehmenden Eingliederung der deutschen 
Wirtschaft in den Gemeinsamen Markt die freie 
Wahl der Unternehmensform über das geltende 
Recht hinaus zu erleichtern und den Unternehmern 
die Möglichkeit zu geben, „eine neue, den verän- 
derten Größenverhältnissen angepaßte und für den 
Wettbewerb im Gemeinsamen Markt geeignete 
Rechtsform zu wählen" (Kleine Anfrage des Abge- 
ordneten Deringer und der Fraktion der CDU/CSU 
vom 26. Juni 1967 — Drucksache V/1945). Die Bun- 
desregierung wurde gefragt, ob sie bereit sei, einen 
Gesetzentwurf zur Erleichterung der verschiedenen 
Umwandlungsmöglichkeiten unverzüglich vorzule- 
gen. Der Bundesminister der Finannzen hat die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung am 
23. August 1967 beantwortet (Drucksache V/2082). In 
der Antwort wird sowohl zu den handelsrechtlichen 
als auch zu den steuerrechtlichen Fragen Stellung 
genommen und die Bereitschaft der Bundesregierung 
zum Ausdruck gebracht, zum Zweck notwendig 
erachteter Erleichterungen der Umwandlung einen 
Gesetzentwurf vorzulegen. Demgemäß soll durch 
diesen Gesetzentwurf einmal in Ergänzung des Ge- 
setzes über die Umwandlung von Kapitalgesellschaf- 
ten und bergrechtlichen Gewerkschaften vom 12. No- 
vember 1956 die Umwandlung einer Personenhan- 
delsgesellschaft in eine Aktiengesellschaft oder eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung sowie die Um- 
wandlung des Unternehmens eines Einzelkaufmanns 
in eine Aktiengesellschaft zugelassen werden (Arti- 
kel 1 und 2 des Entwurfs). Durch Einfügung eines 
neuen Abschnitts in das Aktiengesetz soll ferner die 
formwechselnde Umwandlung einer Körperschaft 
oder einer Anstalt des öffentlichen Rechts in eine 
Aktiengesellschaft ermöglicht werden (Artikel 3 des 
Entwurfs). 


A. Allgemeines 

Das Umwandlungsrecht unterscheidet zwischen der 
formwechselnden und der übertragenden Umwand- 
lung. Bei der formwechselnden Umwandlung ändert 
sich nur die äußere Rechtsform, nicht dagegen der 
Rechtsträger. Sie ist im Aktiengesetz für die Um- 
wandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Kapital- 
gesellschaft mit anderer Rechtsform vorgesehen. Bei 
der übertragenden Umwandlung tritt dagegen an 
die Stelle des bisherigen Rechtsträgers ein neuer, 
auf den das Vermögen des bisherigen Rechtsträgers 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge übergeht. Diese 
übertragende Umwandlung ist durch das Gesetz 
über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 


und bergrechtlichen Gewerkschaften vom 12. No- 
vember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 844), geändert 
durch das Einführungsgesetz zum Aktiengesetz vom 
6. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185), (im 
folgenden als Umwandlungsgesetz bezeichnet und 
als „UmwG" abgekürzt) geregelt. Das Umwand- 
lungsgesetz sieht jedoch nur die Umwandlung von 
Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Gewerk- 
schaften durch Übertragung ihres Vermögens auf 
eine Personengesellschaft oder einen Gesellschafter 
vor, nicht aber den umgekehrten Fall der Umwand- 
lung von Personenhandelsgesellschaften und von 
Unternehmen eines Einzelkaufmanns durch Übertra- 
gung ihres Vermögens auf eine Kapitalgesellschaft. 

Es stehen zwar heute schon verschiedene Wege zur 
Verfügung, um auch diese „Umwandlungen" durch- 
zuführen. Sie stoßen jedoch auf nicht unerhebliche 
rechtliche Schwierigkeiten. Abgesehen davon, daß 
sich an der Gründung einer Aktiengesellschaft min- 
destens fünf Personen beteiligen müssen und die 
Zahl der Gesellschafter einer Personenhandelsge- 
sellschaft meist niedriger sein wird, müssen die 
Vermögensgegenstände der Personenhandelsgesell- 
schaft einzeln auf die Kapitalgesellschaft übertragen 
werden. Die Einzelübertragung ist gegenüber der im 
Umwandlungsgesetz vorgesehenen Gesamtrechts- 
nachfolge umständlich und teuer. Das wesentliche 
Ziel des Artikels 1 besteht deshalb darin, die Über- 
führung von Personenhandelsgesellschaften und von 
Unternehmen eines Einzelkaufmanns in eine Kapi- 
talgesellschaft dadurch zu erleichtern, daß er für den 
Vermögensübergang auf den neuen Rechtsträger die 
Gesamtrechtsnachfolge vorsieht; bei der Umwand- 
lung in eine Aktiengesellschaft erlaubt er, die Min- 
destzahl der Gründer zu unterschreiten. 

Im Schrifttum ist vorgeschlagen worden, für die 
Umwandlung von Personenhandelsgesellschaften 
und von Unternehmen eines Einzelkaufmanns in 
eine Kapitalgesellschaft den Weg der formwechseln- 
den Umwandlung zu gehen. Der Entwurf sieht dem- 
gegenüber in Übereinstimmung mit der im Umwand- 
lungsgesetz für die umgekehrten Umwandlungen 
getroffenen Entscheidung den Weg der übertragen- 
den Umwandlung vor. Aus rechtssystematischen 
Gründen dürfte die formwechselnde Umwandlung 
nur in Betracht kommen, wenn das Unternehmen 
selbst Eigentümer des Vermögens ist, dieses somit 
im Eigentum des Unternehmens bleibt, das nur seine 
Rechtsform ändert. In den Fällen, die jetzt geregelt 
werden sollen, steht aber entweder das Vermögen 
nicht im Eigentum des umzuwandelnden Unterneh- 
mens selbst, sondern — wie bei der offenen Han- 
delsgesellschaft und der Kommanditgesellschaft — 
im Gesamthandseigentum der Gesellschafter und 
muß aus deren Hand in das Eigentum des neuen 
Rechtsträgers übertragen werden, oder es ist zwar 
Eigentum des Inhabers des Unternehmens — so 
beim Einzelkaufmann — muß aber von dessen son- 
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stigem Vormögen auch rechtlich getrennt und auf I gens auf eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 


den neuen Rechtsträger übertragen werden. 

Da die Umwandlung von Personenhandelsgesell- 
schaften und von Unternehmen eines Einzelkauf- 
manns in eine Kapitalgesellschaft im Wege der 
übertragenden Umwandlung durchgeführt werden 
soll, kann sie in das geltende Umwandlungsgesetz 
einbezogen werden. Dieses Gesetz soll durch vier 
neue Abschnitte ergänzt werden, die 

1. die Umwandlung einer Personenhandelsgesell- 

schaft durch Übertragung des Vermögens auf 
eine Aktiengesellschaft oder eine Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien (Zweiter Abschnitt, §§ 40 | 
bis 45); I 

2. die Umwandlung einer Personenhandelsgesell- 1 
Schaft durch Übertragung des Vermögens auf j 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung (Drit- | 
ter Abschnitt, §§ 46 bis 49); 

3. die Umwandlung des Unternehmens eines Einzel- ! 
kaufmanns durch Übertragung des Geschäftsver- 
mögens auf eine Aktiengesellschaft oder eine 
Kommanditgesellschaft auf Aktien (Vierter Ab- 
schritt, §§ 50 bis 56); 

4. die Umwandlung anderer Unternehmen in drei 
besonders gelagerten Fällen (Fünfter Abschnitt, 
§§57 bis 59) 

regeln. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 

Die Einbeziehung der neuen Umwandlungsarten in 
das Umwandlungsgesetz macht es erforderlich, die 
Überschrift des Gesetzes (vgl. Artikel 1 Nr. 1) und 
die Überschrift des Ersten Abschnitts des Gesetzes 
(vgl. Artikel 1 Nr. 2) zu ändern. 

Durch Nummer 1 erhält das Gesetz die Überschrift 
„Umwandlungsgesetz". 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Der Zweite Abschnitt des geltenden Umwandlungs- 
gesetzes regelt die Umwandlung einer bergrecht- 
lichen Gewerkschaft mit eigener Rechtspersönlich- 
keit in eine Gesellschaft mit beschränkter Flaftung. 
Bei dieser Umwandlung handelt es sich um eine 
formwechselnde Umwandlung. Da in das Gesetz 
neue Fälle vermögensübertragender Umwandlun- 
gen einbezogen werden sollen, ist es aus rechts- 
systematischen Gründen geboten, diese im Anschluß 
an die umgekehrten Umwandlungsfälle des Ersten 
Abschnitts im Zweiten bis Fünften Abschnitt zu 
regeln und die bisher iin Zweiten Abschnitt geregel- 
ten Umwandlungen erst später zu bringen (vgl. Arti- 
kel 1 Nr. 7 — - Sechster Abschnitt — ). 

Artikel 1 Nr. 3 sieht deshalb vor, daß an Stelle der 
bisherigen Vorschriften des Zweiten Abschnitts die 
Vorschriften über die Umwandlung einer Personen- 
handelsgesellschaft durch Übertragung des Vermö- 


gesellschaft auf Aktien treten. Sie treten als §§ 40 
bis 45 an die Stelle der bisherigen §§ 40 bis 42. 

Zu § 40 

Absatz 1 bestimmt in Anlehnung an § 1 Abs. 1 UmwG 
allgemein, daß eine offene Handelsgesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft (zusammenfassend als „Per- 
sonenhandelsgesellschaft" bezeichnet) in eine Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien umgewandelt werden kann. Durch diese Vor- 
schrift werden die bisher gebräuchlichen Verfahren 
zur Überführung einer Personenhandelsgesellschaft 
in die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft nicht un- 
zulässig. Allerdings gelten für sie die Erleichterun- 
gen des Entwurfs nicht. 

Nach Absatz 2 können auch aufgelöste Personen- 
handelsgesellschaften umgewandelt werden. Diese 
Vorschrift ist an § 2 UmwG angelehnt. Da eine Um- 
wandlung nur zugelässen werden kann, solange das 
Vermögen der Gesellschaft noch nicht verteilt wor- 
den ist, bei der im Recht der Personenhandelsgesell- 
| schäften zulässigen anderen Art der Auseinander- 
| setzung als durch Liquidation jedoch nicht sicher- 
gestellt werden kann, daß das Vermögen im Zeit- 
| punkt des Umwandlungsbeschlusses noch vorhanden 
] ist, beschränkt der Entwurf die Umwandlungsmög- 
lichkeit auf den Fall, daß nach der Auflösung eine 
I Abwicklung stattfindet und bei dieser Abwicklung 
mit der Verteilung des Vermögens unter die Gesell- 
| schafter nach § 155 Abs. 1 HGB noch nicht begonnen 
| worden ist. 

Dadurch wird in den Fällen, in denen der Auflösung 
] eine andere Art der Auseinandersetzung als die 
| Liquidation folgt, die Umwandlung nicht ausge- 
1 schlossen. Nur müssen die Gesellschafter zunächst 
I die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen. Glei- 
| ches gilt, wenn die Gesellschaft durch die Eröffnung 
j des Konkurses über ihr Vermögen aufgelöst, der 
! Konkurs aber nach Abschluß eines Zwangsvergleichs 
! aufgehoben oder auf Antrag des Gemeinschuldners 
eingestellt worden ist (§ 144 HGB). 

Zu § 41 

Die Entscheidung über die Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien ist von allen Gesellschaftern der Perso- 
nenhandelsgesellschaft zu treffen. Inhalt dieser Ent- 
scheidung, die in Absatz 1 Satz 1 als „Umwandlungs- 
beschlut V bezeichnet wird, ist 

1. die Gründung einer Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, an der alle 
Gesellschafter beteiligt sein müssen, 

2. die Übertragung des Vermögens der Personen- 
handelsgesellschaft auf die Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

An der Gründung der Aktiengesellschaft müssen sich 
alle Gesellschafter der Personenhandelsgesellschaft 
beteiligen. Die Umwandlung ist daher nicht mög- 
lich, wenn auch nur ein Gesellschafter ihr nicht zu- 
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stimmt oder nicht bereit ist, sich an der Gesellschaft 
zu beteiligen. In solchen Fällen müßten die Gesell- 
schafter vor der Umwandlung mit dem Gesellschaf- 
ter, der abweichender Ansicht ist, eine Vereinbarung 
über das Ausscheiden und die Auseinandersetzung 
treffen. Unter Umständen kann auch die Ausschlie- 
ßung eines Gesellschafters nach § 140 HGB in Be- 
tracht kommen. Die Umwandlung auf Grund eines 
Mehrheitsbeschlusses (vgl. für die Umwandlung 
einer Aktiengesellschaft in eine Personenhandels- 
gesellschaft §§ 9 ff., § 20) unter Abfindung der 
überstimmten und ausscheidenden Gesellschafter 
sieht der Entwurf nicht vor. Sie würde dem Wesen 
der Personenhandelsgesellschaft widersprechen. Bei 
ihr liegt die Entscheidung über die Grundlage der 
Gesellschaft grundsätzlich in der Hand aller Gesell- 
schafter. Der Ausschluß eines Gesellschafters ist nur 
unter besonderen erschwerten Voraussetzungen (vgl. 
§ 140 HGB) zulässig. 

Der Entwurf sieht nicht vor, daß sich neben den 
Gesellschaftern der Personenhandelsgcsellschaft noch 
ein oder mehrere Dritte an der Gründung der Aktien- 
gesellschaft oder der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien beteiligen können. Die Aufnahme Dritter in 
die Gesellschaft kann jedoch dadurch erreicht wer- 
den, daß die Gesellschaft nach der Umwandlung ihr 
Kapital erhöht; und daß die durch die Kapital- 
erhöhung neu geschaffenen Aktien den Dritten, die 
in die Gesellchsaft eintreten möchten, gegen Leistung 
der Einlagen zugeteilt werden. Auch bei der im 
Ersten Abschnitt geregelten Umwandlung einer Ka- 
pitalgesellschaft in eine zu errichtende Personen- 
handelsgesellschaft können sich an der Errichtung 
der Personenhandelsgesellschaft keine anderen Per- 
sonen als die Gesellschafter der Kapitalgesellschaft 
beteiligen (so KG HRR 1941 Nr. 690). 

Der Entwurf gewährt nur Erleichterungen für die 
Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft 
unter gleichzeitiger Errichtung einer Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien. Er 
will den Personenhandelsgesellschaften und ihren 
Gesellschaftern die Umwandlung erleichtern, denen 
das Kleid der Personenhandelsgesellschaft angesichts 
des Umfangs ihres Geschäftsbetriebes oder der Zahl 
ihrer Gesellschafter nicht mehr paßt und die deshalb 
die Rechtsform der Kapitalgesellschaft annehmen 
wollen. Es sollen dagegen nicht Vermögensübertra- 
gungen aus anderen Gründen zwischen einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft und einer bestehenden 
Kapitalgesellschaft erleichtert werden, mögen auch 
die Gesellschafter der beiden Gesellschaften iden- 
tisch sein. 


rechtlichen Gründungsvorschriften, daß bei der Um- 
wandlung einer Personenhandelsgesellschaft in eine 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien dieselben Sicherungen und dieselben Prü- 
fungen durchgeführt werden müssen, die sonst bei 
der Errichtung einer Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien vorgesehen sind. 

Der Kreis der Gründer im Sinne des Aktiengesetzes 
wird durch Absatz 2 Satz 2 dahin bestimmt, daß 
„Gründer" alle Gesellschafter der Personenhandels- 
gesellschaft sind. Andere Personen dürfen sich nicht 
an der Gründung beteiligen. 

Zu § 42 

| 1. Umwandlungsbeschluß 

j Im allgemeinen bedarf es für die von den Gesell- 
| schaftern einer Personenhandelsgesellschaft zu fas- 
! senden Beschlüsse der Zustimmung aller zur Mitwir- 
| kung bei der Beschlußfassung berufenen Gesellschaf- 
! ter (§ 119 Abs. 1, § 161 Abs. 2 HGB). Hieran knüpft 
Absatz 1 Satz 1 an und bestimmt, daß der Umwand- 
| lungsbeschluß der Zustimmung aller Gesellschaf- 
| ter bedarf, also auch der Gesellschafter, die nach 
! dem Gesellschaftsvertrag von der Geschäftsführung 
! ausgeschlossen worden sind. Da die Zustimmung das 
wesentliche sachliche Erfordernis der Umwandlung 
| ist, muß sie nach Absatz 1 Satz 2 gerichtlich oder 
j notariell beurkundet werden. 

j 2. Die Satzung der Aktiengesellschaft 

a) Nach § 41 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 muß der Umwand- 
lungsbeschluß die Gründung einer Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien 
enthalten. Wesentlicher Akt der Gründung ist die 
Feststellung der Satzung der Gesellschaft (§ 23 
AktG). Absatz 2 Satz 1 stellt ausdrücklich klar, 
daß die Satzung im Umwandlungsbeschluß fest- 
zustellen ist. 

j b) Die für die Gründung einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien vorge- 
schriebene Zahl von fünf Personen wird in vielen 
Fällen bei der Umwandlung von Personenhan- 
delsgesellschaften in Aktiengesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften auf Aktien nicht er- 
| reicht werden. Nach Absatz 2 Satz 2 kann die 
Satzung deshalb in Abweichung von §§ 2, 280 
Abs. 1 Satz 1 AktG auch durch weniger als fünf 
Personen festgestellt werden. 

I 3. Die Firma der Aktiengesellschaft oder der 
Kommanditgesellschaft auf Aktien 


Absatz 2 erklärt die §§ 1 bis 53 und 278 bis 282 AktG | 
für entsprechend anwendbar, soweit nicht in den j 
folgenden Vorschriften des Entwurfs Abweichendes j 
bestimmt wird. Die Bedeutung dieser Vorschrift liegt j 
in der Klarstellung, daß die allgemeinen Vorschrif- 
ten über die Aktiengesellschaft und Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien (z. B. Mindestgrundkapital, 
Ausgabe der Aktien, Inhalt der Satzung) auch gel- 
ten, wenn die Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien durch Umwandlung einer 
Personenhandelsgesellschaft entsteht. Ferner ergibt 
sich aus der entsprechenden Anwendung der aktien- 


Nach den allgemeinen Vorschriften (§ 4 Abs. 1 Satz 1, 
§ 279 Abs. 1 Satz 1 AktG) ist die Firma der Aktien- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien 
in der Regel dem Gegenstand des Unternehmens zu 
'entnehmen. Das bedeutet, daß eine Personenfirma in 
der Regel nicht zulässig ist und daß die bisherige 
Firma der Personenhandelsgesellschaft aufgegeben 
werden müßte. Die Gesellschafter der Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien, die 
ihre Personenhandelsgesellschaft umgewandelt ha- 
ben, können aber ein berechtigtes Interesse daran 
haben, die Firma der Personenhandelsgesellschaft 
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fortzuführen, um sich den in dieser Firma enthalte- 
nen Wert zu erhalten. Nach der allgemeinen Vor- 
schrift des § 22 HGB in Verbindung mit § 4 Abs. 2 
und § 279 Abs. 2 AktG darf eine Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien die Firma 
eines auf sie übergegangenen Handelsgeschäfts fort- 
führen. In diesem Falle ist der Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien auch die Führung 
einer Personenfirma erlaubt. Die Übertragung des 
Vermögens einer Personenhandelsgesellschaft auf 
eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien braucht nicht notwendig mit der Fort- 
führung des Handelsgeschäfts der Personenhandels- 
gesellschaft verbunden zu sein. Die Aktiengesell- 
schaft kann auf der wirtschaftlichen Grundlage der 
Vermögensübertragung ein ganz anderes Unterneh- 
men beginnen, das mit dem bisher von der Per- 
sonenhandelsgesellschaft betriebenen Handelsge- 
schäft nichts zu tun hat. Führt sie aber das Handels- 
geschäft der Personenhandelsgesellschaft weiter, so 
wird ihr die Fortführung der Firma der Personen- 
handelsgesellschaft durch Absatz 3 Satz 1 in einem 
Rahmen gestattet, welcher der allgemeinen Vor- 
schrift des § 22 HGB entspricht. Möglich sind hier- 
nach die Fortführung der Firma der Personen- 
handelsgesellschaft mit oder ohne Beifügung eines 
Nachfolgezusatzes, aber auch ein Nachfolgezusatz zu 
der nach dem Aktiengesetz gebildeten Firma. Im 
ersteren Fall muß die Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien die Bezeichnung „Ak- 
tiengesellschaft" oder „Kommanditgesellschaft auf 
Aktien" in die fortgeführte Firma aufnehmen. 

Zu § 43 

Nach § 41 Abs. 2 Satz 1 gelten für die Gründung 
der Aktiengesellschaft der Erste und der Zweite Teil 
des Ersten Buchs des Aktiengesetzes, für die Grün- 
dung der Kommanditgesellschaft auf Aktien §§ 278 
bis 282 AktG entsprechend, soweit sich aus den 
folgenden Vorschriften nichts anderes ergibt. § 43 
sieht mehrere Abweichungen vor. Im einzelnen: 

t. Gründungsbericht der Gesellschafter 

Nach Absatz 1 hat sich der Gründungsbericht, auf 
den § 32 Abs. 2 und 3 AktG entsprechend anzuwen- 
den ist, „auch" auf den Geschäftsverlauf und die 
Lage der Personenhandelsgesellschaft zu erstrecken 
(dies in Anlehnung an § 378 Abs. 2 AktG). Der Zu- 
sammenhang mit § 32 Abs. 2 Nr. 3 ergibt, daß der 
Geschäftsverlauf und die Lage der Personenhandels- 
gesellschaft für die letzten beiden Geschäftsjahre 
darzulegen sind. 

2. Gründungsprüfung 

Abweichend von § 33 Abs. 2 AktG muß nach Ab- 
satz 2 die im Aktiengesetz vorgeschriebene Grün- 
dungsprüfung durch einen oder mehrere Prüfer bei 
Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft in 
eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien in jedem Falle durchgeführt werden. 

3. Anmeldung des Umwandlungsbeschlusses 

Absatz 3 ergänzt die Vorschriften des § 36 Abs. 1 
AktG über die Anmeldung der Gesellschaft zur Ein- 


tragung in das Handelsregister und des § 37 Abs. 2 
AktG über den Inhalt der Anmeldung für die be- 
sonderen Zwecke der Eintragung des Umwand- 
lungsbeschlusses. Diese Vorschriften sind an § 4 
Abs. 1 und an § 18 Abs, 1 UmwG angelehnt. Die 
Zustimmungserklärungen der Gesellschafter sind in 
Ausfertigung beizufügen. Entsprechend § 4 Abs. 1 
UmwG ist ferner die der Umwandlung zugrunde 
gelegte Bilanz beizufügen. 

Einzutragen ist in das Handelsregister A der Per- 
sonenhandelsgesellschaft die Umwandlung der Per- 
sonenhandelsgesellschaft; in das Handelsregister B 
ist die Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien neu einzutragen. 

4. Stichtag der U mwandlungsbilanz 

Nach Absatz 4 soll die Umwandlung entsprechend 
§ 4 Abs. 2 UmwG nur eingetragen werden, wenn die 
der Umwandlung zugrunde gelegte Bilanz für einen 
höchstens sechs Monate vor der Anmeldung liegen- 
den Zeitpunkt aufgestellt worden ist. 


Zu § 44 

§ 44 enthält die Vorschriften über das Wirksam- 
werden der Umwandlung. Er entspricht im wesent- 
lichen § 5 UmwG. 

Maßgebender Zeitpunkt ist nach Absatz 1 Satz 1 die 
Eintragung der Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien in das Handelsregister. 

Die Eintragung bewirkt nach Absatz 1 Satz 2 den 
Übergang des Vermögens der Personenhandels- 
gesellschaft einschließlich der Verbindlichkeiten auf 
die Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien im Wege der Gesamtrechtsnachfolge. 
Ungeachtet dieser Gesamtrechtsnachfolge dauert die 
persönliche Haftung der Gesellschafter der Per- 
sonenhandelsgesellschaft (§§ 128, 161 Abs, 2, § 171 
HGB), vorbehaltlich der Vorschrift des § 45 über 
die Verjährung, fort. 

Die Personenhandelsgesellschaft hat nach dem 
Rechtsübergang auf die Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien kein Vermögen 
und keine Schulden mehr. Absatz 1 Satz 3 stellt klar, 
daß sie mit der Eintragung des Umwandlungs- 
beschlusses aufgelöst ist und daß ihre Firma er- 
loschen ist. Zugleich ist die Personenhandelsgesell- 
schaft damit voll beendet. Eine Liquidation entfällt, 
da sie kein Vermögen und keine Schulden mehr hat. 
Nach Absatz 1 Satz 4 sind die Auflösung der Perso- 
nenhandelsgesellschaft und das Erlöschen der Firma 
von Amts wegen in das Handelsregister einzutragen. 
Dies kann erst geschehen, wenn die Umwandlung 
wirksam geworden ist, also nach der Eintragung der 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien in das Handelsregister. 

Absatz 2 (Weiterbestehen der Rechte Dritter an der 
Aktie) entspricht § 381 Satz 3 AktG. Durch diese 
Vorschrift werden die Rechte von Gläubigern ge- 
sichert, die z. B. den Anteil eines Gesellschafters 
der Personenhandelsgesellschaft gepfändet haben. 
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Zu § 45 

Nach dem Übergang des Vermögens und der Ver- 
bindlichkeiten der Personenhandelsgesellschaft auf 
die Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien (§ 44 Abs. 1 Satz 2) und der Auflösung 
der Personenhandelsgesellschaft (§ 44 Abs. 1 Satz 3) 
besteht die persönliche Haftung der Gesellschafter 
der Personenhandelsgesellschaft, bei der Komman- 
ditgesellschaft also auch der Kommanditisten (§§ 128, 
161 Abs. 2, § 171 HGB), fort (§ 44 Abs. 1 Satz 2). 

Der Übergang des Vermögens und der Verbindlich- 
keiten der Personenhandelsgesellschaft auf die Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien läßt sich in gewisser Hinsicht mit der Auflösung 
der Personenhandelsgesellschaft, aber auch mit der 
Fortführung eines Handelsgeschäfts durch einen 
rechtsgeschäftlichen Erwerber vergleichen. Für beide 
Fälle ist in §§ 159 und 26 HGB zugunsten der zu- 
nächst weiterhaftenden Schuldner eine Verkürzung 
der allgemeinen Verjährungsfrist von dreißig Jahren 
auf fünf Jahre vorgesehen. Eine entsprechende Rege- 
lung zugunsten der nach der Umwandlung der Per- 
sonenhandelsgesellschaft weiterhaftenden Gesell- 
schafter ist angebracht. Sie wird durch § 45 be- 
stimmt. 

Absatz 1 ist an § 159 Abs. 1 HGB angelehnt. Danach 
verjähren die Ansprüche der Gläubiger der Per- 
sonenhandelsgesellschaft gegen die Gesellschafter 
mit dem Ablauf von fünf Jahren, falls nicht nach all- 
gemeinen Vorschriften die Verjährung schon früher 
eintritt. 

Absatz 2 Satz 1 regelt entsprechend § 159 Abs. 2 HGB 
den Beginn der Verjährung. Maßgebend für den Be- 
ginn ist das Ende des Tages, an dem die Auflösung 
und das Erlöschen der Firma der Personenhandels- 
gesellschaft nach § 44 Abs. 1 Satz 4 in das Handels- 
register des Sitzes der Personenhandelsgesellschaft 
eingetragen worden sind. 

Absatz 2 Satz 2 (späterer Beginn der Verjährung bei 
später fällig werdenden Ansprüchen) stimmt mit 
§ 159 Abs. 3 HGB überein. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

Mit dem neuen § 45 schließt der neue Zweite Ab- 
schnitt des Umwandlungsgesetzes. An ihn schließt 
sich der Dritte Abschnitt mit den §§46 bis 50 an. Er 
enthält die Vorschriften über die Umwandlung einer 
Personenhandelsgesellschaft in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (vgl. die neue Überschrift). 
Die bisher im Dritten Abschnitt des Umwandlungs- 
gesetzes enthaltene Vorschrift des § 43 über die Än- 
derung aktienrechtlicher Umwandlungsvorschriften 
ist durch das Aktiengesetz von 1965 gegenstandslos 
geworden und kann gestrichen werden (vgl. Num- 
mer 4 erster Satz). 

Zu § 46 

Eine Personenhandelsgesellschaft soll nicht nur in 
eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 


auf Aktien, sondern auch in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung umgewandelt werden können. 
§ 46 Satz 1 bestimmt die Zulässigkeit dieser Um- 
wandlung, für die in der Praxis in noch größerem 
Umfang ein Bedürfnis bestehen dürfte, als für die 
Umwandlung einer Personenhandelsgesellschaft in 
eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft 
auf Aktien. 

Gegen die Zulassung dieser Umwandlung kann das 
gewichtige Bedenken erhoben werden, daß die Um- 
wandlung mit einer Sachgründung, nämlich der 
Übertragung des Vermögens der Personenhandels- 
gesellschaft auf die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, verbunden ist, und daß das Gesetz betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(im folgenden als „GmbH-Gesetz" abgekürzt) dem 
Aktiengesetz entsprechende Schutzvorschriften 
(Gründungsbericht, Gründungsprüfung, §§ 32 bis 35, 
38 Abs. 2 AktG) nicht kennt. Das Fehlen derartiger 
Schutzvorschriften für die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung wird mit Recht als unbefriedi- 
gend angesehen. Es muß jedoch der in Aussicht ge- 
nommenen allgemeinen Reform des Rechts der Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung Vorbehalten 
bleiben, ob und welche Schutzvorschriften für die 
Sachgründungen einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung erforderlich sind. Wegen des Fehlens sol- 
cher Vorschriften die Umwandlung in eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung nicht vorzusehen, 
erscheint nicht zwingend geboten. Die Gefahren, die 
sich aus dem Fehlen von Schutzvorschriften er- 
geben, sind bei der Errichtung eines neuen Unter- 
nehmens größer als bei der hier in Betracht kom- 
menden Umwandlung. Außerdem darf und muß der 
Registerrichter schon nach geltenden Recht Ermitt- 
lungen über den Wert von Sacheinlagen anstellen, 
wenn er eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in das Handelsregister einzutragen hat, bei der das 
Stammkapital durdi Sacheinlagen aufgebracht wer- 
den soll (RGZ 155, 214 ff. ; BGHZ 29, 305). Er darf und 
muß die Eintragung in entsprechender Anwendung 
des § 38 Abs. 2 AktG ablehnen, wenn die Sach- 
einlagen offensichtlich unangemessen hoch bewer- 
tet worden sind (BGHZ 29, 305). Dadurch sind die 
Gläubiger der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
in gewissem Umfang gegen die Überbewertung von 
Sacheinlagen gesichert. Diese Grundsätze müssen 
auch beachtet werden, wenn die Umwandlung einer 
Personenhandelsgesellschaft in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung in das Handelsregister einzu- 
tragen ist. Dies ergibt sich aus der Verweisung auf 
das „GmbH-Gesetz" in § 47 Abs. 2. 

Eine aufgelöste Personenhandelsgesellschaft kann 
nur unter den Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 in 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung umge- 
wandelt werden. Dies bestimmt § 46 Satz 2. Auf die 
Erläuterungen zu § 40 kann verwiesen werden. 

Zu § 47 

Absatz 1 enthält die Vorschriften für die Umwand- 
lung einer Personenhandelsgesellschaft in eine Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung, die den in § 41 
für die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft oder 
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Kommanditgesellschaft auf Aktien vorgesehenen 
Vorschriften entsprechen. 

Nach Absatz 2 sind auf die Gründung die Vorschrif- 
ten des Ersten Abschnitts des GmbH-Gesetzes (§§ 1 
bis 12) entsprechend anzuwenden, soweit nicht in 
den folgenden Vorschriften (§§ 48 und 49) Abwei- 
chendes bestimmt wird. Hieraus ergibt sich u. a. r daß j 
die Vorschriften über den Inhalt des Gesellschafts- | 
Vertrags (§ 3), die Firma (§ 4), die Mindestbeträge 
des Stammkapitals und der Stammeinlagen (§ 5), die 
von der Rechtsprechung aufgestellten Regeln über 
die Prüfung einer Sachgründung durch den Register- 
richter, ferner die Vorschriften über die Bestellung 
der Geschäftsführer (§ 6), den Inhalt der Anmeldung 
(§ 8) sowie die Haftung der Anmelder (§ 9) gelten. 


Zu § 48 

§ 48 entspricht weitgehend § 42. Auf die Begründung 
zu dieser Vorschrift kann Bezug genommen werden. 

Die in Absatz 1 enthaltenen Vorschriften sind in 
gleicher Weise zwingend wie die des § 42. 

Nach § 47 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 muß der Umwand- 
lungsbeschluß die Gründung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung enthalten. Wesentlicher Akt 
der Gründung ist der Gesellschaftsvcrtrag (§ 3 des 
GmbH-Gesetzes). Absatz 2 stellt ausdrücklich klar, 
daß der Umwandlungsbeschluß den Gesellschaftsver- 
trag enthalten muß. 

Absatz 3 regelt die Finnenführung durch die Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung. Er entspricht § 42 
Abs. 3. An die Stelle der dort in Bezug genommenen 
Vorschriften des Aktiengesetzes tritt die Bezug- 
nahme auf § 4 des GmbH-Gesetzes. 

Zu § 49 

§ 49 Abs. 1 (Anmeldung des Umwandlungsbeschlus- 
ses) entspricht § 43 Abs. 3 und 4. § 49 Abs. 2 und 3 
(Wirksamwerden der Umwandlung) entsprechen 
§ 44 Abs. 1 und 2. § 49 Abs. 4 entspricht § 45. Auf 
die Erläuterungen zu diesen Vorschriften wird Bezug 
genommen. 

Im übrigen ist folgendes zu bemerken: 

Absatz t Satz 2 ergänzt die Vorschriften des § 8 
Abs. 1 des GmbH-Gesetzes über den Inhalt der An- 
meldung. Entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 2 UmwG ist 
der Anmeldung auch die der Umwandlung zugrunde 
gelegte Bilanz beizufügen. Einzutragen ist in das 
Handelsregister A der Personenhandelsgesellschaft 
die Umwandlung der Personenhandelsgesellschaft; 
in das Handelsregister B ist eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung neu einzutragen. 

Absatz 1 Satz 3 verweist hinsichtlich des Stichtags 
der Bilanz auf § 43 Abs. 4. 

Nach Absatz 2 ist die Eintragung der neuen Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung im Handelsregi- 
ster B der maßgebende Zeitpunkt für das Wirksam- 
werden der Umwandlung. 

Absatz 3 entspricht § 381 Satz 3 AktG. 


Absatz 4 regelt die Verjährung der Ansprüche der 
Gläubiger der Personenhandelsgesellschaft aus Ver- 
bindlichkeiten der Gesellschaft in entsprechender 
Anwendung des § 45. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Der Vierte Abschnitt des geltenden Umwandlungs- 
gesetzes enthält Straf-, Übergangs- und Schlußvor- 
schriften. Da jedoch ein Bedürfnis dafür besteht, 
neben der Umwandlung einer Personenhandelsge- 
sellschaft in eine Kapitalgesellschaft, die in dem neu 
gefaßten Zweiten und Dritten Abschnitt des Um- 
wandlungsgesetzes ihren Platz finden soll, auch die 
Umwandlung des Unternehmens eines Einzelkauf- 
manns in eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien zuzulassen, sollen die Vor- 
schriften darüber in einem neu zu fassenden Vierten 
Abschnitt aufgenommen werden. 

Dementsprechend ist die Überschrift des Vierten 
Abschnitts geändert worden. Die bisher in dem Vier- 
ten Abschnitt enthaltenen Vorschriften sollen, so- 
| weit sie noch erforderlich sind, den Siebenten Ab- 
schnitt bilden (vgl. Artikel 1 Nr. 8). 

Bei der Prüfung der Frage, welche Umwandlungs- 
möglichkeiten für das Unternehmen eines Einzel- 
kaufmanns eröffnet werden sollten, ist neben der 
Umwandlung in eine Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien auch die Umwandlung 
in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung er- 
wogen worden. Im Gegensatz zu den Umwandlungen 
in eine Aktiengesellschaft oder eine Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien, die wegen des erforderlichen 
Mindestgrundkapitals und der für diese Gesell- 
schaftsformen geltenden weitgehend zwingenden 
I Vorschriften nicht so zahlreich werden dürften, 
müßte damit gerechnet werden, daß von ihr in sehr 
großem Umfang Gebrauch gemacht werden würde, 
um sich auf diese Weise die beschränkte Haftung 
für das von dem Einzelkaufmann betriebene Unter- 
nehmen zu verschaffen. Die Zulassung dieser Um- 
wandlungsmöglichkeit wirft daher die grundsätzliche 
Frage auf, ob und unter welchen Voraussetzungen 
die Schaffung eines einzelkaufmännischen Unter- 
nehmens mit beschränkter Haftung in Betracht 
kommt. Diese Frage, die sehr sorgfältiger Prüfung 
bedarf, kann nicht im Rahmen der Umwandlungs- 
gesetzgebung entschieden werden. Sie hängt so eng 
mit der künftigen Gestaltung der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung zusammen, daß sie nur im Zu- 
sammenhang mit ihrer Reform beantwortet werden 
kann. 

Hinzu kommt, daß der Schaffung eines einzelkauf- 
männischen Unternehmens mit beschränkter Haftung 
ohne Gründungsprüfung noch größere Bedenken 
entgegenstehen als sie jetzt schon gegen die Ent- 
stehung der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
ohne Gründungsprüfung erhoben werden. 

Aus diesem Grunde beschränkt sich der Entwurf auf 
die Umwandlung eines einzelkaufmännischen Unter- 
nehmens in eine Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien. Diese Umwandlungen 
werden nicht so zahlreich sein. Außerdem bietet aber 
die bei diesen Gesellschaften erforderliche Grün- 
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dungsprüfung die notwendige Gewähr für das Vor- 
handensein des festgesetzten Grundkapitals. 

Zu § 50 

Satz 1 läßt die Umwandlung des Unternehmens eines 
Einzelkaufmanns in eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien grundsätzlich zu. 
Gegenüber den anderen Umwandlungen macht 
Satz 2 diese Umwandlung von zwei weiteren Vor- 
aussetzungen abhängig. Einmal darf das auf die Ak- 
tiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien übergehende Vermögen nicht das Vermögen 
des Kaufmanns im Sinne des § 419 BGB darstellen. 
Würde eine derartige Umwandlung ohne Beschrän- 
kung gestattet, so könnte der Fall eintreten, daß die 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien den Privatgläubigern des Einzelkaufmanns 
mit dem übernommenen Vermögen haften müßte. 
Durch eine solche — unter Umständen sich auf das 
ganze übernommene Vermögen erstreckende — 
Haftung könnte der neuen Gesellschaft ihre Kapital- 
grundlage zu Lasten ihrer eigenen Gläubiger ent- 
zogen werden. Zur Vermeidung dieser Gefahr und 
zur uneingeschränkten Aufrechterhaltung der aktien- 
rechtlichen Grundsätze über die Aufbringung der 
Kapitalgrundlage der Gesellschaften läßt der Entwurf 
die Umwandlung des Unternehmens eines Einzel- 
kaufmanns in Satz 2 Nr. 1 nur zu, wenn die bei der 
Umwandlung übertragenen Vermögensgegenstände 
nicht das Vermögen des Einzelkaufmanns im Sinne 
des § 419 Abs. 1 BGB umfassen. 

Nach Satz 2 Nr. 2 ist die Umwandlung in Ergänzung 
der Nummer 1 ausgeschlossen, wenn das Vermögen 
des Einzelkaufmanns überschuldet ist. Die Über- 
schuldung ist zwar beim Einzelkaufmann — anders 
als bei einer Kapitalgesellschaft — kein Konkurs- 
grund. Aus Erwägungen des Gläubigerschutzes soll 
aber ausgeschlossen werden, daß der überschuldete 
Einzelkaufmann Vermögenswerte auf eine neu ge- 
gründete Aktiengesellschaft überträgt, die von den 
Gläubigern nicht in Anspruch genommen werden 
kann, wenn sie nicht Vermögensübernehmerin im 
Sinne des § 419 Abs. 1 BGB ist. 

Die in Satz 2 enthaltenen Beschränkungen der Um- 
wandlung werden durch § 52 Abs. 4, § 53 Abs. 2 
und 3, § 54 Abs. 2 und durch § 55 Abs. 3 im einzel- 
nen durchgeführt. 

Betreibt ein Einzelkaufmann unter verschiedenen 
Firmen mehrere Unternehmen, so steht es in seinem 
freien Ermessen, ob er eines dieser Unternehmen, 
mehrere oder alle in eine oder mehrere Aktien- 
gesellschaften oder Kommanditgesellschaften auf 
Aktien umwandeln will. Es braucht nicht für jedes 
Unternehmen eine rechtlich selbständige Gesell- 
schaft gegründet zu werden. 

Zugelassen wird auch die Umwandlung des Unter- 
nehmens eines Einzelkaufmanns in eine Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien. Bei der Zulassung dieser 
Umwandlungsmöglichkeit geht der Entwurf davon 
aus, daß sich nach geltendem Recht in der Hand 
eines einzigen persönlich haftenden Gesellschafters 
alle Aktien der Kommanditgesellschaft auf Aktien 
vereinigen können. 


Zu § 51 

§ 51 entspricht weitgehend § 41. Ein wesentlicher 
Unterschied ergibt sich aber daraus, daß der Einzel- 
kaufmann bei der Umwandlung allein handelt. Er 
allein gilt als Gründer im Sinne des § 2 AktG (s. Ab- 
satz 2 Satz 2). Bei der Gründung einer Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien ist er persönlich haftender 
Gesellschafter und einziger Kommanditaktionär in 
einer Person. 

Da nur eine Person bei der Umwandlung handelt, 
spricht Absatz 1 von einer „U mwandlungser klär urig" 
statt eines Umwandlungsbeschlusses. Gegenstand 
der Vermögensübertragung ist nach Absatz 1 Satz 2 
Nr. 2 das Geschäftsvermögen, das dem Betrieb des 
zur Umwandlung bestimmten Unternehmens dient. 

Nach Absatz 2 sind §§ 1 bis 53 und §§ 278 bis 282 
AktG auf die Gründung der Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien entsprechend an- 
zuwenden. Damit finden auf die Umwandlung die 
Gründungsvorschriften des Aktiengesetzes entspre- 
chend Anwendung. 

Zu § 52 

Absatz 1 schreibt die gerichtliche oder notarielle Be- 
urkundung der Umwandlungserklärung entsprechend 
§ 42 Abs. 1 Satz 2 vor. 

Absatz 2 Satz 1 stellt entsprechend § 42 Abs. 2 Satz 2 
klar, daß die Umwandlungserklärung die Satzung 
der Aktiengesellschaft (§ 23 AktG) enthalten muß. 

Nach Absatz 2 Satz 2 wird die Satzung durch den 
Einzelkaufmann allein festgestellt. Diese Durch- 
brechung der Vorschrift des Aktiengesetzes über die 
Zahl von fünf Gründern (§ 2 AktG) läßt sich damit 
rechtfertigen, daß die Umwandlung des Unterneh- 
mens eines Einzelkaufmanns in eine Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien nur in 
wenigen wirtschaftlich bedeutsamen Fällen in Be- 
tracht kommen dürfte und daß es unerwünscht wäre, 
den Einzelkaufmann in diesen Fällen auf den Weg 
der Zuziehung von „Strohmännern" zu verweisen. 

Nach Absatz 3 ist die Vorschrift des § 42 Abs. 3 über 
die Firmenführung entsprechend anzuwenden. Zur 
Erläuterung kann auf die Ausführungen zu § 42 unter 
Nr. 3 Bezug genommen werden. 

Nach Absatz 4 ist der Umwandlungserklärung eine 
von dem Einzelkaufmann unterschriebene, öffentlich 
beglaubigte Übersicht über Vermögensgegenstände 
und Verbindlichkeiten beizufügen. Die Übersicht 
dient der klaren Trennung der Vermögensgegen- 
stände, die dem Betrieb des umzuwandelnden Unter- 
nehmens dienen, von dem sonstigen Vermögen des 
Einzelkaufmanns (auch von dem Betriebsvermögen 
anderer Unternehmen, die der Einzelkaufmann sonst 
noch betreibt). Da die Übersicht zu den Handels- 
registerakten eingereicht wird, ist eine gewisse 
Publizität gewährleistet. Nach § 55 Abs. 1 Satz 2 
gehen die in der Übersicht aufgeführten Vermögens- 
gegenstände (und nur sie) im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge auf die Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien über. Bei Vermögens- 
gegenständen, die in die Übersicht aufgenommen 
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worden sind, kann der Einzelkaufmann sich nicht 
mehr darauf berufen, daß sie zu seinem Privatver- 
mögen gehört haben. Verbindlichkeiten, die nicht in 
die Übersicht aufgenommen worden sind, gehen nicht 
auf die Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien über, auch dann nicht, wenn sie 
tatsächlich mit den in der Übersicht aufgeführten 
Vermögensgegenständen in wirtschaftlichem Zusam- 
menhang stehen. Durch die Gründungsprüfung nach 
§ 53 Abs. 2 Satz 2 soll dies nach Möglichkeit ver- 
mieden werden. 

Die Übersicht dient ferner der Klärung der Frage, ob 
der Einzelkaufmann etwa entgegen § 50 Satz 2 Nr. 1 
sein ganzes Vermögen im Sinne des § 419 BGB auf 
die Aktiengesellschaft zu übertragen gedenkt. Wird 
dies bei der Gründungsprüfung nach § 53 Abs. 2 fest- 
gestellt, so hat das Gericht nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 
die Eintragung der Umwandlung abzulehnen, weil 
sie nach § 50 Satz 2 Nr. 1 unzulässig ist. 

Die Übersicht über die Verbindlichkeiten ist schließ- 
lich noch von Bedeutung für die Verkürzung der 
Verjährung gegenüber dem Einzelkaufmann nach 
§56. 

Zu § 53 

§ 53 enthält die Vorschriften über die Gründungs- 
prüfung. Durch diese Vorschriften sollen Umwand- 
lungen, bei denen die Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien Vermögensüberneh- 
merin im Sinne des § 419 Abs. 1 BGB werden würde 
oder bei denen ein überschuldeter Einzelkaufmann 
Vermögenswerte in eine Aktiengesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft auf Aktien einzubringen ge- 
denkt, nach Möglichkeit ausgeschlossen werden. 

Soweit § 53 mit § 43 übereinstimmt, kann auf die 
Erläuterungen zu dieser Vorschrift Bezug genommen 
werden. 

Absatz 1 entspricht § 43 Abs. 1. 

Absatz 2 Satz 1 stimmt wörtlich mit § 43 Abs. 2 
überein. 

Durch eine erweiterte Prüfung, die durch Absatz 2 
Satz 2 vorgeschrieben wird, soll sichergestellt wer- 
den, daß in die Übersicht nach § 52 Abs. 4 Nr. 2 
alle Verbindlichkeiten aufgenommen werden, die 
nach § 55 Abs. 1 Satz 2 auf die Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien übergehen 
sollen. 

Absatz 2 Satz 3 erstreckt die Prüfung auf die Frage, 
ob die in der Übersicht nach § 52 Abs. 4 Nr. 1 auf- 
geführten Vermögensgegenstände des Einzelkauf- 
manns sein Vermögen im Sinne des § 419 Abs. 1 
BGB sind und ob die Verbindlichkeiten des Einzel- 
kaufmanns sein Vermögen übersteigen. Wird dies 
festgestellt, so kann die Umwandlung nicht vorge- 
nommen werden (s. § 50 Satz 2, § 54 Abs. 2 Nr. 2 
und 3). 

Um sicherzustellen, daß kein überschuldeter Einzei- 
kaufmann entgegen § 50 Satz 2 Nr. 2 Vermögens- 
gegenstände in eine Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien einbringt, wird durch 


Absatz 2 Satz 3 bestimmt, daß vor der Eintragung 
der Aktiengesellschaft geprüft wird, ob das Vermö- 
gen des Einzelkaufmanns überschuldet ist. Dabei soll 
eine Offenlegung der Vermögensverhältnisse gegen- 
über der Öffentlichkeit vermieden werden. Deshalb 
schreibt Absatz 3 Satz 1 vor, daß der Einzelkaufmann 
nur den Prüfern eine Aufstellung vorzulegen hat, 
in der sein Vermögen seinen Verbindlichkeiten ge- 
genübergestellt ist. Da es für den Zweck der Prüfung 
nicht ausreicht, einem einzigen Posten „Vermögens- 
gegenstände" einem einzigen Posten „Verbindlich- 
keiten" gegenüberzustellen, fordert Absatz 3 Satz 2, 
daß die Aufstellung zu gliedern ist, soweit das für 
die Prüfung notwendig ist. Durch Absatz 3 Satz 3 
werden den Prüfern die Auskunftsrechte nach § 165 
Abs. 2 AktG und das unmittelbare Prüfungsrecht 
nach § 165 Abs. 1 AktG nur für den Fall eingeräumt, 
daß Anlaß für die Annahme besteht, daß in der Auf- 
stellung aufgeführte Vermögensgegenstände über- 
bewertet oder Verbindlichkeiten nicht oder nicht 
vollständig aufgeführt worden sind. 

Die Aufstellung des Einzelkaufmanns über sein Ver- 
mögen und seine Verbindlichkeiten bleibt in der 
Hand der Prüfer, die nach den für sie geltenden Vor- 
schriften zur Geheimhaltung verpflichtet sind. Die 
Aufstellung gelangt nicht zu den Akten des Gerichts. 
Dem Gesetz genügt es, wenn die Prüfer in ihrem 
Bericht nach § 34 Abs. 2 AktG auf Grund der Auf- 
stellung ihr Urteil darüber abgeben, ob das Ver- 
mögen des Einzelkaufmanns überschuldet ist oder 
nicht. 

Zu § 54 

Absatz 1 entspricht bei Berücksichtigung der beson- 
deren Gegebenheiten im Falle der Umwandlung des 
Unternehmens eines Einzelkaufmanns § 43 Abs. 3 
und 4. 

Einzutragen ist in das Handelsregister A des Einzel- 
kaufmanns die Umwandlung; in das Handelsregi- 
ster B ist eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien neu einzutragen. 

Absatz 2 verpflichtet das Gericht in Erweiterung des 
§ 38 Abs, 2 AktG zur Ablehnung der Eintragung, 
wenn 

1. die Übersicht nach § 52 Abs. 4, die wesentliche 
Voraussetzung für die Umwandlung ist, nach der 
Erklärung der Gründungsprüfer unvollständig 
oder wenn die Unvollständigkeit offensichtlich 
ist, 

2. wenn die in der Übersicht aufgeführten Ver- 
mögensgegenstände des Einzelkaufmanns sein 
Vermögen im Sinne des § 419 Abs. 1 BGB sind 
oder wenn seine Verbindlichkeiten sein Ver- 
mögen übersteigen, wenn es also an einer nach 
§ 50 wesentlichen sachlichen Voraussetzung der 
Umwandlung fehlt. 

Zu § 55 

Die Absätze 1 und 2 enthalten die Vorschriften über 
das Wirksamwerden der Umwandlung. Durch Ab- 
satz 3 wird die Aktiengesellschaft mit einer zusätz- 
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liehen Haftung für die Verbindlichkeiten des Einzel- 
kaufmanns belastet, wenn trotz der Vorkehrungen 
eine Vermögensübernahme im Sinne des § 419 BGB 
vorliegt. 

Absatz 1 entspricht weitgehend § 44. 

Maßgebender Zeitpunkt für das Wirksamwerden ist 
nach Satz 1 die Eintragung der Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien in das Han- 
delsregister. 

Die Eintragung bewirkt nach Satz 2 den Übergang 
der in der Übersicht nach § 52 Abs. 4 von dem Ein- 
zelkaufmann aufgeführten Vermögensgegenstände 
und Verbindlichkeiten auf die Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien im Wege 
der Gesamtrechtsnachfolge. Infolge der Verknüpfung 
mit der Übersicht nach § 52 Abs. 4 bezieht sich diese 
Gesamtrechtsnachfolge nicht auf ein im einzelnen 
nicht näher umschriebenes Vermögen, sondern nur 
auf bestimmte Vermögensgegenstände und Verbind- 
lichkeiten. 

Die Firma, die der Einzelkaufmann vor der Umwand- 
lung für das Unternehmen, das Gegenstand der Um- 
wandlung ist, geführt hat, ist nach Satz 3 mit dem 
Wirksamwerden der Umwandlung nach Satz 1 er- 
loschen. In Anlehnung an § 44 Abs. 1 Satz 4 schreibt 
Satz 4 vor, daß das Erlöschen der Firma von Amts 
wegen in das Handelsregister einzutragen ist. Hier- 
zu sei auf die Erläuterungen zu § 44 Abs. 1 Satz 4 
verwiesen. 

Durch die Umwandlung und den Übergang der Ver- 
bindlichkeiten auf die Aktiengesellschaft oder die 
Kommanditgesellschaft auf Aktien soll der bisherige 
Schuldner, der Einzelkaufmann, von der Haftung für 
diese Verbindlichkeiten nicht befreit werden. Nach 
Absatz 2 Satz 1 haftet er, vorbehaltlich der Verkür- 
zung der Verjährungsfrist durch § 56, zur Wahrung 
des Gläubigerschutzes weiter. Den Gläubigern blei- 
ben — entgegen § 418 BGB — auch nach der Um- 
wandlung Bürgschaften und Pfandrechte erhalten 
(Absatz 2 Satz 2). Aktiengesellschaft oder Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien haften zur Sicherung der 
Gläubiger zusammen mit dem Einzelkaufmann als 
Gesamtschuldner (Absatz 2 Satz 3 erster Halbsatz). 
Nur im Innenverhältnis darf der Einzelkaufmann die 
Haftung für Verbindlichkeiten, die nach Absatz 1 
Satz 2 auf Grund der Umwandlung auf die Aktien- 
gesellschaft oder die Kommanditgesellschaft auf 
Aktien übergegangen sind, auf diese abwälzen 
(Absatz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz). 

Der Entwurf will verhindern, daß ein Einzelkauf- 
mann ein von ihm betriebenes Unternehmen in der 
Weise in eine Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien umwandelt, daß die Aktien- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien 
sein ganzes Vermögen übernimmt, aber nicht als 
Vermögensübernehmerin nach § 419 BGB für alle 
Verbindlichkeiten des Einzelkaufmanns mit dem 
übernommenen Vermögen haftet. Wenn es trotz 
aller Sicherungen (Vermögensübersicht, Gründungs- 
prüfung, Prüfung durch den Registerrichter) vorge- 
kommen ist, daß die Aktiengesellschaft oder Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien bei der Umwandlung 
das ganze Vermögen des Einzelkaufmanns über- 


nommen hat, ist die Umwandlung deswegen nicht 
unwirksam. Die Gläubiger des Einzelkaufmanns, 
deren Forderungen nicht nach Absatz 1 Satz 2 über- 
gegangen sind, sollen aber durch das Vorgehen der 
bei der Umwandlung Beteiligten nicht geschädigt 
werden. Für ihre zur Zeit der Umwandlungserklä- 
rung bestehenden Ansprüche haftet nach Absatz 3 
Satz 1 neben dem Einzelkaufmann auch die Aktien- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien. 
Der Gläubiger, der die Gesellschaft auf Grund dieser 
Vorschrift in Anspruch nehmen will, muß nach- 
weisen, daß die in der Übersicht nach § 52 Abs. 4 
aufgeführten Vermögensgegenstände das ganze 
Vermögen des Einzelkaufmanns im Sinne des § 419 
Abs. 1 BGB gewesen sind. Um die Kapitalgrundlage 
der Gesellschaft möglichst aufrechtzuerhalten, muß 
der Gläubiger ferner nachweisen, daß er von dem 
Einzelkaufmann keine Befriedigung hat erlangen 
können (dies in Anlehnung an § 93 Abs. 5 Satz 1 
AktG). Die Aktiengesellschaft oder Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien darf sich gegenüber dem 
Gläubiger — unter Hinweis auf die nach § 52 Abs. 4 
Nr. 1 aufgestellte Übersicht über die Vermögens- 
gegenstände — auf die gegenständlich beschränkte 
Haftung des Vermögensübernehmers nach § 419 
Abs. 2 BGB berufen. Dies bestimmt Absatz 3 Satz 2. 

Aus der Verweisung in Absatz 3 Satz 2 auf § 419 
Abs. 3 BGB ergibt sich schließlich, daß die Haftungs- 
vorschrift des Absatzes 3 Satz 1 zwingend ist und 
nicht zum Nachteil der Gläubiger wegbedungen wer- 
den kann. 

Zu § 56 

§ 56 regelt die Verjährung der Ansprüche gegen den 
Einzelkaufmann aus den in der Übersicht nach § 52 
Abs. 4 aufgeführten und nach § 55 Abs. 1 Satz 2 auf 
die Aktiengesellschaft oder die Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien übergegangenen Verbindlich- 
keiten. 

Die Verkürzung der allgemeinen Verjährungsfrist 
von dreißig Jahren auf fünf Jahre für diesen Fall ist 
aus denselben Erwägungen gerechtfertigt, die der 
entsprechenden Regelung in §§ 159, 26 HGB sowie 
in § 45 dieses Entwurfs zugrunde liegen. 

Im einzelnen entspricht die Regelung der des § 45. 
Insoweit kann auf die Erläuterungen zu § 45 Bezug 
genommen werden. 


Zu Artikel 1 Nr. 6 

Hinter den Vierten Abschnitt soll ein neuer Fünfter 
Abschnitt eingefügt werden. Er läßt die Umwandlung 
in drei weiteren Fällen zu, die aus systematischen 
Gründen in den vorhergehenden Abschnitten nicht 
geregelt werden konnten. Die Überschrift des Fünf- 
ten Abschnitts lautet: „Umwandlung anderer Unter- 
nehmen". 

Zu § 57 

Absatz 1 Satz 1 erlaubt die Umwandlung von Unter- 
nehmen, die von Gebietskörperschaften (Bund, Län- 
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der, Gemeinden, Gemeindeverbände) betrieben wer- 
den (Regiebetriebe, Eigenbetriebe, nicht rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts), in eine Aktien- 
gesellschaft. Die Gründung von Aktiengesellschaften 
unter Einbringung des Vermögens eines von Ge- 
bietskörperschaften betriebenen Unternehmens war 
schon bisher möglich und gebräuchlich. Dabei war 
aber die Übertragung der einzelnen Vermögens- 
gegenstände auf die Aktiengesellschaft notwendig. 
Der Entwurf vermeidet diese Einzelübertragungen 
dadurch, daß er eine Gesamtrechtsnachfolge von der 
Gebietskörperschaft auf die neu gegründete Aktien- 
gesellschaft zuläßt. 

Bei der „Ausgliederung'' eines von Gebietskörper- 
schaften betriebenen Unternehmens wird über Ver- 
mögenswerte der öffentlichen Hand verfügt. Diese 
Verfügung kann nach den für die einzelnen Gebiets- 
körperschaft geltenden Vorschriften nicht frei, son- 
dern nur nach Erfüllung bestimmter Voraussetzun- 
gen getroffen werden (z. B. Beschluß bestimmter 
Organe, Genehmigung durch eine Aufsichtsbehörde). 
Dieses Gesetz kann bei der Regelung der Umwand- 
lung keine Befreiung von den Vorschriften des 
öffentlichen Rechts gewähren. Deshalb stellt Ab- 
satz 1 Satz 2 in Anlehnung an den durch Artikel 3 
des Gesetzes neu eingefügten § 385 a Abs. 2 AktG 
klar, daß die Umwandlung nur zulässig ist, wenn das 
für die Gebietskörperschaft maßgebende Bundes- 
oder Landesrecht eine Umwandlung vorsieht oder 
zuläßt. 

Bei der Umwandlung eines von Gebietskörperschaf- 
ten betriebenen Unternehmens in eine Aktiengesell- 
schaft ist eine Sachlage gegeben, die sich weitgehend 
mit dem Fall der Umwandlung des Unternehmens 
eines Einzelkaufmanns in eine Aktiengesellschaft 
vergleichen läßt. (s. Vierter Abschnitt, §§ 50 bis 56). 
Allerdings bestehen zwei wesentliche Unterschiede: 

a) Bei der Umwandlung von Unternehmen einer Ge- 
bietskörperschaft in eine Aktiengesellschaft ist 
es nach Lage der Dinge ausgeschlossen, daß die 
Gebietskörperschaft der Aktiengesellschaft ihr 
gesamtes Vermögen im Sinne des § 419 Abs. 1 
BGB überträgt; 

b) der Fall, daß eine überschuldete Gebietskörper- 
schaft ein Unternehmen auf eine Aktiengesell- 
schaft überträgt, braucht nicht in Betracht ge- 
zogen zu werden. 

Im übrigen ist die sinngemäße Anwendung des Vier- 
ten Abschnitts auf die Umwandlung angebracht; 
diese wird in Absatz 2 vorgesehen, soweit nicht in 
den Vorschriften des Vierten Abschnitts die Um- 
wandlung wegen der Übertragung des gesamten 
Vermögens oder der Überschuldung des Einzelkauf- 
manns ausgeschlossen wird. Im einzelnen gelten fol- 
gende Vorschriften: 

§ 51 (Umwandlungserklärung; Anwendung der Vor- 
schriften des Aktiengesetzes) 

§ 52 Abs. 1, 2 und 4 (Formvorschriften; Übersicht 
über die auf die Aktiengesellschaft zu übertragen- 
den Vermögensgegenstände und die auf sie über- 
gehenden Verbindlichkeiten) 

§ 53 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2 (Gründungs- 
prüfung, soweit es sich nicht um die Prüfung einer 


Vermögensübertragung im Sinne des § 419 Abs. 1 
BGB oder einer Überschuldung handelt) 

§ 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 (Anmeldung der Um- 
wandlung, Prüfung durch das Gericht) 

§ 55 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 (Wirksamwerden 
der Umwandlung; Gesamtrechtsnachfolge, Fort- 
bestehen der Haftung der Gebietskörperschaft) 

§ 56 (Verjährung) gilt mit der Maßgabe, daß die fünf- 
jährige Verjährung zugunsten der Gebietskörper- 
schaft mit dem Ende des Tages beginnt, an dem die 
Aktiengesellschaft in das Handelsregister einge- 
tragen worden ist. 


Zu § 58 

Durch diese Vorschrift wird eine Rechtsgrundlage 
für die Umwandlung von Realgemeinden und ähn- 
lichen Verbänden geschaffen, deren Mitglieder zu 
Nutzungen an land- und forstwirtschaftlichen Grund- 
stücken, an Mühlen, an Brauhäusern und ähnlichen 
Anlagen berechtigt sind, und die nach Artikel 164 
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch nach dem vor dem 1. Januar 1900 geltenden 
Landesrecht fortbestehen. Ein praktisches Bedürfnis 
für eine Umwandlung derartiger Realgemeinden in 
eine Rechtsform des Handelsrechts hat sich insbe- 
sondere bei zwei Brauereien in Niedersachsen, der 
„Brauergilde der Landeshauptstadt Hannover" und 
der „Städtischen Brauerei in Göttingen", ergeben. 

Realgemeinden sind in ihrer wirtschaftlichen Entfal- 
tungsmöglichkeit und Wettbewerbsfähigkeit durch 
ihre Satzungen, die nicht mehr als zeitgemäß ange- 
sehen werden können, stark beengt. Sie haben nicht 
die Möglichkeit der Finanzierung durch Kapital- 
erhöhung, sondern sind bei Kapitalbedarf darauf an- 
gewiesen, fremde Gelder aufzunehmen. Beteiligun- 
gen an anderen Unternehmen sind wegen der unzu- 
länglichen Kapitalgrundlage erheblich erschwert. 

Um den Realgemeinden die freie Wahl einer Unter- 
nehmensform des Handelsrechts bei gleichzeitiger 
Lösung aus der Bindung an altes Gewohnheitsrecht 
zu ermöglichen, läßt Absatz 1 Satz 1 ihre Umwand- 
lung in eine Aktiengesellschaft zu. Für die Umwand- 
lung sollen die Vorschriften des Zweiten Abschnitts 
des neuen Umwandlungsgesetzes (§§ 40 bis 45) sinn- 
gemäß gelten. Das bedeutet, daß die Umwandlung 
die Übertragung des Vermögens der Realgemeinde 
auf die Aktiengesellschaft zum Gegenstand hat, und 
daß die Satzung des umgewandelten Unternehmens 
den Vorschriften des Aktiengesetzes entsprechen 
muß. 

Es ist denkbar, daß Satzungen von Realgemeinden 
eine Beschlußfassung auch ohne Abhaltung einer Ge- 
neralversammlung zulassen. Demgegenüber schreibt 
Absatz 1 Satz 2 vor, daß der Umwandlungsbeschluß 
in einer Generalversammlung der Mitglieder gefaßt 
werden muß. Das ist wegen der besonderen Bedeu- 
tung der Umwandlung und auch deswegen geboten, 
um die gerichtliche oder nolarielle Beurkundung 
einer von möglicherweise zahlreichen Mitgliedern 
zu beschließenden Umwandlung sicherzustellen. Zu- 
stimmungserklärungen einzelner Mitglieder außer- 
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halb der Generalversammlung sind demnach nicht 
zulässig. 

Wenn die umgewandelte Gesellschaft den Kreis 
der Aktionäre in Zukunft grundsätzlich auf die 
Eigentümer der Grundstücke beschränken will, die 
mit einer Nutzungsberechtigung verbunden sind, 
kann sie in der Satzung Bindungen vorsehen (§ 68 
Abs. 2 AktG, vinkulierte Namensaktie). Die Bin- 
dung bei der Veräußerung von Aktien schließt es 
aber nicht aus, daß der Aktionär das bisher mit dem 
Nutzungsrecht verbundene Grundstück ohne dieses 
Recht veräußert. Nach der Umwandlung besteht 
keine Verbindung mehr zwischen dem Grundeigen- 
tum und dem Nutzungsrecht, das zum Gesellschafts- 
anteil an der umgewandelten Gesellschaft geworden 
ist. 

Eine uneingeschränkte Anwendung des Zweiten 
Abschnitts auf die Umwandlung der Realgemeinde 
würde dazu führen, daß die Generalversammlung 
der Realgemeinde die Umwandlung mit den Stim- 
men aller Stimmberechtigten beschließen müßte 
(s. § 42). Eine einzige Gegenstimme könnte dazu 
führen, daß die Umwandlung scheitert. Da dies 
nicht befriedigen kann, sieht Absatz 2 Satz 1 vor, 
daß der Umwandlungsbeschluß mit einer Mehrheit 
von drei Vierteln der Stimmen gefaßt werden kann, 
die nach der Satzung in der Generalversammlung 
der Realgemeinde von den Mitgliedern abgegeben 
werden können. Diese Mehrheit ist notwendig, 
aber auch ausreichend. Einer größeren Mehrheit be- 
darf es nicht, weil bei der Umwandlung Rechte der 
Mitglieder nicht beeinträchtigt werden. In dem ent- 
sprechend gelagerten Fall der Umwandlung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung in eine Ak- 
tiengesellschaft läßt § 376 Abs. 2 Satz 1 AktG die 
Umwandlung mit der für Satzungsänderungen er- 
forderlichen Mehrheit (nach § 53 Abs. 2 GmbHGes 
wenigstens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen) 
zu. Stimmrechte, die von der Realgemeinde ande- 
ren Personen als den Mitgliedern eingeräumt wor- 
den sind, werden bei der Beschlußfassung nicht 
mitgezählt. 

Soweit Beschlüsse von Realgemeinden der Geneh- 
migung durch bestimmte Personen bedürfen, gilt 
dies auch für den Umwandlungsbeschluß. 

In Anlehnung an § 376 Abs. 2 Satz 2 AktG be- 
stimmt Satz 2, daß die Mitglieder, die für die Um- 
wandlung gestimmt haben, im Umwandlungsbe- 
schluß namentlich aufzuführen sind. Sie stehen 
— - entsprechend § 378 Abs. 1 AktG — den Grün- 
dern der Aktiengesellschaft gleich. Insoweit weicht 
die Regelung von § 41 Abs. 2 Satz 2 ab. 

Mit der Eintragung der Aktiengesellschaft in das 
Handelsregister (§ 44) werden alle Mitglieder der 
Realgemeinde Aktionäre, gleichviel, ob sie für oder 
gegen die Umwandlung gestimmt haben, ob sie sich 
der Stimme enthalten haben oder bei der Beschluß- 
fassung nicht anwesend waren. Dies stellt Ab- 
satz 2 Satz 2 in Ergänzung des § 44 klar. 

Es läßt sich nicht übersehen, bei welchen Realge- 
meinden Mitgliedern Sonderrechte eingeräumt wor- 
den sind, auf Grund deren den Mitgliedern be- 
stimmte Vermögensvorteile zustehen. Sonderrechte 


dieser Art können nach der Umwandlung der Real- 
gemeinde in eine Aktiengesellschaft möglicherweise 
nicht mehr weiterbestehen. Im Hinblick auf die 
Eigentumsgarantie durch Artikel 14 des Grundge- 
setzes bestimmt Absatz 2 Satz 3, daß Mitglieder der 
Realgemeinde, die bei der Umwandlung durch den 
Untergang von Sonderrechten Vermögensnach- 
teile erleiden, von der Aktiengesellschaft angemes- 
sen zu entschädigen sind. 

Jedes Mitglied, das Widerspruch gegen die Um- 
wandlung zur Niederschrift, d. h. bei der Beurkun- 
dung des Umwandlungsbeschlusses, erklärt hat, 
kann nach Absatz 3 Satz 1 seine Aktie der Gesell- 
schaft zur Verfügung stellen. Diese Regelung ent- 
spricht der des § 383 AktG, mit dessen Absatz 1 
Satz 2 Absatz 3 Satz 2 wörtlich übereinstimmt und 
dessen sinnngemäße Anwendung Absatz 3 Satz 3 
vorschreibt. Hiernach ist niemand, der nicht Aktio- 
när zu bleiben wünscht, gezwungen, seine Aktie zu 
behalten. 

Vorschriften über die Nichtigkeit oder Anfechtbar- 
keit von Beschlüssen der Generalversammlung der 
Realgemeinden fehlen. Es kann aber davon ausge- 
gangen werden, daß die grundsätzlichen Regeln 
über die Nichtigkeit von Beschlüssen von Aktien- 
gesellschaften, aber auch von Genossenschaften und 
rechtsfähigen Vereinen entsprechend gelten. Um 
Zweifel über den rechtlichen Bestand der Umwand- 
lung nicht für einen ungewissen Zeitraum ungeklärt 
zu lassen, bestimmt Absatz 4, daß die Nichtigkeit 
des Umwandlungsbeschlusses nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, wenn die Aktiengesellschaft 
in das Handelsregister eingetragen worden ist. 

Zu § 59 

Noch heute bestehen Kolonialgesellschaften, die auf 
Grund der §§ 11 bis 13 des Schutzgebietsgesetzes 
in der Fassung vom 10. September 1900 (Reichs- 
gesetzbl. S. 812) errichtet worden sind und die 
Rechtsfähigkeit durch Hoheitsakte des Deutschen 
Reiches erlangt haben. Die Zahl dieser Gesellschaf- 
ten ist nicht mehr allzu groß. Ihre Verfassung be- 
ruht auf der durch Hoheitsakt genehmigten Satzung. 
Sie ähnelt meist der der Aktiengesellschaft. Die 
Anteile einzelner Gesellschaften werden an deut- 
schen Börsen gehandelt. In den letzten Jahren ist 
mehrfach erwogen worden, den Kolonialgesellschaf- 
ten die Möglichkeit der Umwandlung in Gesell- 
schaften des Handelsrechts zu geben. Dem standen 
nicht nur das Fehlen handelsrechtlicher Vorschrif- 
ten über eine Umwandlung im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge, sondern auch steuerliche Gesichts- 
punkte entgegen. 

Soweit nicht schon die Anteilseigner der Kolonial- 
gesellschaften die Auflösung und Abwicklung der 
Gesellschaft für geboten halten, ist es angebracht, 
durch dieses Gesetz die Rechtsgrundlage für eine 
erleichterte Umwandlung in eine Aktiengesellschaft 
zu schaffen. Dadurch können Unternehmen dieser 
Art, die sich nicht auf die Abwicklung beschränken 
wollen, aus der nicht mehr zeitgemäßen Rechtsform 
der Kolonialgesellschaft im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge in die der Aktiengesellschaft über- 
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geführt werden. Zu diesem Zweck sieht § 59 Vor- ! 
schritten vor, die weitgehend denen des § 58 über 
die Umwandlung von Realgemeinden entsprechen. 
Auf die Begründung des § 58 kann daher Bezug ge- 
nommen werden. 

Ergänzend ist zu bemerken; 

a) Nach Absatz 2 Satz 1 kann der Umwandlungs- 
beschluß mit der Mehrheit gefaßt werden, die in 
der Satzung der GesellschafX für Satzungsände- 
rungen bestimmt ist. Dies entspricht § 376 Abs. 2 
Satz 1 AktG. Da jedoch die Bestimmungen der 
einzelnen Satzungen nicht bekannt sind und ge- 
setzliche Vorschriften über die Satzungsänderun- 
gen von Kolonialgesellschaften fehlen, wird in 
Absatz 2 Satz 1 als Mindesterfordernis bestimmt, 
daß der Umwandlungsbeschluß mit einer Mehr- 
heit von drei Vierteln der in der Hauptver- 
sammlung vertretenen Anteile gefaßt werden 
muß (insoweit in Anlehnung an § 179 Abs. 2 
Satz 1 AktG). 

b) über den Umtausch von Anteilen an Kolonial- 
gesellschaften gegen Aktien sowie über die 
Kraftloserklärung von Aktien bei einer Zusam- 
menlegung von Anteilen enthält Absatz 3 eine 
Vorschrift, die § 382 AktG entspricht und auf 
5§ 73, 226 AktG verweist. 


Zu Artikel 1 Nr. 7 

Der bisherige Zweite Abschnitt des Gesetzes vom 
12, November 1956 regelt in §§ 40 bis 42 die Um- 
wandlung einer bergrechtlichen Gewerkschaft mit 
eigener Rechtspersönlichkeit in eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung. Dabei handelt es sich — im 
Gegensatz zu den Umwandlungsfällen des Ersten 
Abschnitts und den Fällen der übertragenden Um- 
wandlung, die Gegenstand des neuen Zweiten, des 
neuen Dritten, des neuen Vierten und des neuen 
Fünften Abschnitts sein sollen (Artikel 1 Nr. 3, 4, 5 
und 6) — um einen Fall der formwechselnden Um- 
wandlung. Da es sich empfiehlt, bei einer Neufas- 
sung des Gesetzes zuerst Fälle der übertragenden 
Umwandlung zu regeln und dann den einzigen Fall 
der formwechselnden Umwandlung folgen zu lassen, 
wird bestimmt, daß der bisherige Zweite Abschnitt 
der Sechste Abschnitt wird. 

Die bisherigen §§ 40 bis 42 werden die §§ 60 bis 62. 


Zu Artikel 1 Nr. 8 

Der bisherige Vierte Abschnitt enthält eine Straf- 
vorschrift sowie Übergangs- und Schlußvorschriften. 

Da durch Artikel 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 vier neue Ab- 
schnitte eingefügt werden, und da durch Artikel 1 
Nr. 7 bestimmt wird, daß der bisherige Zweite Ab- 
schnitt der Sechste Abschnitt wird, muß der bisherige 
Vierte Abschnitt die Bezeichnung „Siebenter Ab- 
schnitt" erhalten. 

Bei der Neufassung des Siebenten Abschnitts wird 
die Streichung der Strafvorschrift des § 44 UmwG 


vorgeschlagen (Artikel 1 Nr. 8). Durch diese Vor- 
schrift sollen vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorschriften des § 8 Abs. 1 und 2 (getrennte Ver- 
mögensverwaltung) und § 8 Abs. 4 (Leistung von 
Zahlungen an Gesellschafter oder Entnahme wäh- 
rend der Sperrfrist nach der Bekanntmachung der 
Eintragung der Umwandlung) geahndet werden. So- 
weit ersichtlich, hat diese Vorschrift in der Praxis 
der Strafgerichte ebensowenig praktische Bedeutung 
erlangt wie die des § 15 des Gesetzes über die Um- 
wandlung von Kapitalgesellschaften vom 5. Juli 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 569). Es kann daher von ihrer 
Beibehaltung abgesehen werden. 

Die Streichung befreit die Vorschriften des § 8 Abs. 1 
und 2 sowie des § 8 Abs. 4 UmwG nicht von jeder 
Sanktion. Sie dürften als Verbotsvorschriften Schutz- 
vorschriften im Sinne von § 823 BGB zugunsten der 
Gläubiger der umzuwandelnden Gesellschaft sein, so 
daß Gläubiger, die durch Zuwiderhandlunng gegen 
diese Vorschriften geschädigt werden sollten, gegen 
die Personen, die einen solchen Schaden schuldhaft 
herbeigeführt haben, Ersatzansprüche nach § 823 
Abs. 2 BGB geltend machen können (so auch Baum- 
bach-Hueck, Aktiengesetz, 13. Aufl., zu § 8 UmwG, 
Anhang nach § 393 AktG, Anm. 7). 

§§ 45, 46, 47 Äbs. 2 UmwG enthalten Übergangs- 
und Aufhebungsvorschriften. Sie sollen als überholt 
gestrichen werden. Dies gilt auch für § 48 (bisherige 
Vorschrift über das Inkrafttreten des Gesetzes). 


Zu Artikel 2 

Zahlreiche Vorschriften des Gesetzes über die Um- 
wandlung von Kapitalgesellschaften und bergrecht- 
lichen Gewerkschaften vom 12. November 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 844) sind durch § 39 des Ein- 
führungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. Septem- 
ber 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185) geändert oder 
neu eingefügt worden. Umfangreiche Ergänzungen 
des Gesetzes vom 12. November 1956 sind in Arti- 
kel 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 dieses Entwurfs vorgesehen. 
Für eine übersichtliche amtliche Neufassung des 
Umwandlungsgesetzes dürfte unter diesen Umstän- 
den sowohl in der Praxis der Gerichte und Verwal- 
tungsbehörden als auch bei den beratenden Berufen 
und den unmittelbar Beteiligten ein Bedürfnis ge- 
geben sein. Demgemäß wird der Bundesminister der 
Justiz durch Artikel 2 ermächtigt, das Umwandlungs- 
gesetz in der Fassung, die sich aus Artikel 1 ergibt, 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 


Zu Artikel 3 Nr. 1 und 2 

In der Kleinen Anfrage des Abgeordneten Deringer 
und der Fraktion der CDU/CSU vom 26. Juli 1967, 
Drucksache V/1945 des Bundestages, ist es als wün- 
schenswert bezeichnet worden, daß auch der Über- 
gang von der Rechtsform einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts zur Kapitalgesellschaft ge- 
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regelt werde. Der Bundesminister der Finanzen hat 
hierzu am 23. August 1967 namens der Bundesregie- 
rung wie folgt Stellung genommen (Drucksache 
V/2082): 

„Die Bundesregierung prüft ferner, ob für die 
Überführung von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts und von Genossenschaften in Kapi- 
talgesellschaften ein über den Einzelfall hinaus- 
gehendes praktisches Bedürfnis besteht und ob 
auch insoweit Erleichterungen vorgesehen werden 
können. Allerdings könnte die Umwandlung von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die 
auf Landesrecht beruhen, nicht allein durch bun- 
desrechtliche Vorschriften erleichtert werden. Viel- 
mehr müßte auch der jeweilige Landesgesetzgeber 
ergänzende Vorschriften treffen.“ 

Zur Umwandlung von Versicherungsunternehmen 
des öffentlichen Rechts in Aktiengesellschaften hal- 
ten die Aufsichtsbehörden mehrerer Länder es für 
zweckmäßig ,daß der Bundesgesetzgeber schon jetzt 
vorsorglich Vorschriften über eine Erleichterung der 
Umwandlung von Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts in Aktiengesellschaften erlasse, 
wenn auch die Umwandlung bestimmter Versiche- 
rungsunternehmen des öffentlichen Rechts vorerst 
nicht in Aussicht genommen sei. Die Umwandlung 
könne sich als nötig erweisen, weil Unternehmen in 
der Rechtsform des Privatrechts im Bereich der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft eher mit Erfolg im 
Wettbewerb bestehen könnten als Anstalten des 
öffentlichen Rechts. 

Der Entwurf trägt diesen Erwägungen Rechnung, in- 
dem er in Artikel 3 Nr. 1 die für die Umwandlung 
einer rechtsfähigen Körperschaft oder Anstalt in 
eine Aktiengesellschaft vom aktienrechtlichen Stand- 
punkt aus notwendigen Vorschriften trifft. Dagegen 
sind für alle Voraussetzungen, die öffentlich-recht- 
lich vor der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft 
erfüllt sein müssen, allein die Vorschriften des für 
die Körperschaft oder Anstalt geltenden Bundes- 
oder Landesrechts maßgebend. 

Der Entwurf sieht eine Ergänzung des Aktiengeset- 
zes vor. Soweit eine Umwandlung von öffentlich- 
rechtlichen Versicherungsunternehmen in Betracht 
kommt, hätte es zwar genügt, das Gesetz über die 
Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunter- 
nohmen und Bausparkassen zu ergänzen. Da es aber 
nicht ausgeschlossen ist, daß ein Bedürfnis für eine 
Umwandlung sich auch für andere öffentlich-recht- 
liche Unternehmen — etwa von Kreditinstituten 
oder Versorgungseinrichtungen - — ergibt, soll einer 
allgemeinen Regelung der Vorzug gegeben werden, 
die dann nur im Aktiengesetz ihren Platz haben 
kann. Die neuen Vorschriften sollen in das Vierte 
Buch, Dritter Teil, hinter den Fünften Abschnitt ein- 
gefügt werden. Im Dritten Teil des Vierten Buches 
sind bereits Fälle der formwechselnden Umwandlung 
geregelt. Der neue Sechste Abschnitt schließt sich an 
die Regelung der Umwandlung von Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung und von bergrechtlichen 
Gewerkschaften in Aktiengesellschaften (Vierter 
und Fünfter Abschnitt) an. 


Zu § 385 a 

In den Absätzen 1 und 2 werden die Voraussetzun- 
gen für die Umwandlung einer Körperschaft oder 
Anstalt des öffentlichen Rechts umschrieben. Zur Ab- 
grenzung der Regelung bestimmt Absatz 2 Satz 1, 
daß die in Artikel 3 des Entwurfs vorgesehene 
formwechselnde Umwandlung nur für rechts- 
fähige Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts zulässig ist. 

Eine Entscheidung darüber, ob die Körperschaft oder 
Anstalt aus dem Bereich des öffentlichen Rechts ent- 
lassen werden soll und eine Rechtsform des priva- 
ten Rechts annehmen darf, kann allein auf Grund 
des für die Körperschaft oder Anstalt maßgebenden 
Bundes- oder Landesrechts getroffen werden. Des- 
wegen stellt Absatz 2 Satz 2 klar, daß eine Um- 
wandlung nur zulässig ist, wenn dieses Recht die 
Umwandlung ausdrücklich vorsieht oder zuläßt. 
Fehlt es im Einzelfall an dieser Voraussetzung, so 
muß zum Zweck der Umwandlung das für die Kör- 
perschaft oder Anstalt maßgebende Recht geändert 
werden. 

Um bei der Umwandlung von Versicherungsunter- 
nehmen des öffentlichen Rechts sicherzustellen, daß 
die künftige Aktiengesellschaft den Anforderungen 
genügt, die im Interesse der Versicherten und Drit- 
ter an das Unternehmen gestellt werden müssen 
(z. B. hinsichtlich eines angemessenen Eigenkapitals), 
schreibt Absatz 2 Satz 3 vor, daß die Umwandlung 
der Genehmigung der für die Fachaufsicht zuständi- 
gen Behörde bedarf. 

Die künftige Aktiengesellschaft muß eine Satzung 
erhalten, für die § 23 Abs. 3 und 4 AktG gilt. Nach 
Absatz 3 richtet es sich nach dem für die Körper- 
schaft oder Anstalt maßgebenden Bundes- oder Lan- 
desrecht, auf welche Weise die Satzung festzustel- 
len ist. Von dem Inhalt des maßgebenden öffent- 
lichen Rechts hängt es ab, wie sich das Verfahren 
bei der Satzungsfeststellung - — u. U. abweichend 
von § 23 Abs. 1 AktG — regelt. Hiernach ist es 
möglich, daß die Satzung von einem Beschlußorgan 
der Körperschaft oder Anstalt in der Form des § 23 
Abs. 1 AktG festgestellt wird oder daß die Fest- 
stellung in der Form des § 23 Abs. 1 durch eigens 
dafür benannte Personen erfolgt. Die Satzung kann 
aber auch durch Gesetz oder auf Grund eines Geset- 
zes in einer Rechtsverordnung oder durch einen 
Verwaltungsakt festgestellt werden. Absatz 3 läßt 
hiernach zu, daß der Inhalt der für die künftige Ak- 
tiengesellschaft zunächst maßgeblichen Satzung von 
den zuvor genannten Stellen oder Personen be- 
stimmt wird, wobei allerdings die zwingenden Vor- 
schriften des § 23 Abs. 3 AktG beachtet werden müs- 
sen. Sobald die Körperschaft oder Anstalt nach 
Eintragung der Aktiengesellschaft in das Handels- 
register aus dem Bereich des öffentlichen Rechts 
ausgeschieden ist, richtet sich die Möglichkeit einer 
Satzungsänderung nach dem dann allein maßgeben- 
den Aktienrecht (§§ 179 ff. AktG). 

Nach Absatz 3 muß im Bereich des für die Körper- 
schaft oder Anstalt maßgebenden Bundes- oder Lan- 
desrechts ferner entschieden werden, welche Perso- 
nen die Aktien erhalten sollen und wer als Gründer 
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der Aktiengesellschaft gelten soll. Bei Körperschaf- 
ten und meist auch bei Anstalten des öffentlichen 
Rechts fehlt es an Mitgliedern, die mit bestimmten 
Anteilen (sei es in Höhe eines Nennbetrages, sei es 
in Höhe einer Quote) am Vermögen der Körper- 
schaft oder Anstalt beteiligt sind. Allerdings ist der 
Körperschaft des öffentlichen Rechts im Gegensatz 
zur Anstalt das Vorhandensein von Mitgliedern 
wesenseigen. Die Mitgliedschaft besteht aber nicht 
in einer Beteiligung am Vermögen der Körperschaft 
(in der Regel nicht einmal im Fall der Auflösung). 
Vielmehr gibt die Mitgliedschaft im allgemeinen 
nicht mehr als das Recht, an den Leistungen der 
Körperschaft teilzunehmen. Anstalten des Öffent- 
lichen Rechts haben keine Mitglieder und meist auch 
kein Nennkapital. Soweit in einzelnen Fällen Ge- 
setze ein Kapital der Anstalt in bestimmter oder im 
Einzelfall zu bestimmender Höhe vorsehen, handelt 
es sich nicht so sehr um eine unternehmerische Be- 
teiligung der Anteilseigner (meist Körperschaften 
des öffentlichen Rechts) als um die Aufbringung der 
Betriebsmittel der Anstalt. Deshalb soll Klarheit 
darüber geschaffen werden, wer künftig als Aktio- 
när Träger des Vermögens der Körperschaft oder 
Anstalt sein soll und wer die Verantwortung für die 
Gründung der Aktiengesellschaft (§ 46 AktG) zu 
übernehmen hat. 

Absatz 4 bestimmt, daß für die Aktiengesellschaft 
die Vorschriften des Ersten und Zweiten Teils des 
Ersten Buches sinngemäß gelten. 

Nicht anwendbar ist § 2 AktG. Bei der form wech- 
selnden Umwandlung von Körperschaften oder An- 
stalten des öffentlichen Rechts ist kein Bedürfnis 
dafür gegeben, die Beteiligung von fünf Personen 
bei der Gründung vorzuschreiben. 

Auch §§ 28 und 29 AktG sind nicht anzuwenden. 
Daraus ergibt sich, daß die Gründer nicht notwen- 
dig Aktien der Gesellschaft übernehmen müssen. 

Im übrigen gelten für die Gründung der Aktien- 
gesellschaft die allgemeinen Vorschriften des Ersten 
und Zweiten Teils des Ersten Buches des Aktien- 
gesetzes. Das bedeutet, daß die Gründer den ersten 
Aufsichtsrat der Gesellschaft nach §§ 30, 31 AktG zu 
bestellen haben, daß sie die Abschlußprüfer be- 
stellen müssen und daß der erste Vorstand vom 
Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft bestellt wird. 
Die Gründer, die Mitglieder des Vorstands und 
des Aufsichtsrats haben die Gesellschaft nach § 36 
Abs. 1 AktG zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden. Auch die Vorschriften über die Sach- 
gründung, die Gründungsprüfung (§§ 27, 32 bis 35), 
die Gründerverantwortlichkeit (§§ 46 bis 51) und 
die Nachgründung (§§ 52 und 53) sind zu beachten. 

Zu § 385 b 

Nach § 385 a Abs. 4 gelten für die Umwandlung 
der Körperschaft oder Anstalt auch die §§32 und 33 
AktG sinngemäß, über die sinngemäße Anwendung 
hinaus trifft § 385 b zwei ergänzende Vorschriften: 


1. Gründungsbericht 

Der Inhalt des Gründungsberichts bestimmt sich 
zunächst nach § 32 Abs. 2 und 3 AktG. Nach Ab- 
satz 1, der § 378 Abs. 2 AktG nachgebildet ist, sind 
im Bericht „auch" der Geschäftsverlauf und die Lage 
der Körperschaft oder der Anstalt des öffentlichen 
Rechts darzulegen. Aus der Verweisung auf § 32 
ergibt sich, daß sich diese Darlegung auf den Ge- 
schäftsverlauf und die Lage der Körperschaft oder 
Anstalt während der letzten beiden Geschäftsjahre 
beziehen muß. 

2, Gründungsprüfung 

Nach § 33 Abs. 2 AktG muß eine Gründungsprüfung 
durch Gründungsprüfer nur in den dort bestimmten 
vier Fällen stattfinden. Absatz 2 bestimmt, daß eine 
Gründungsprüfung durch einen oder mehrere Prü- 
fer bei Umwandlung einer Körperschaft oder An- 
stalt des öffentlichen Rechts in eine Aktiengesell- 
schaft in jedem Falle durchzuführen ist. Diese Vor- 
schrift dient der Sicherung des Gegenwertes der von 
der Aktiengesellschaft auszugebenden Aktien. 

Zu § 385 c 

Die Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen 
Rechts verliert mit der Eintragung der Aktiengesell- 
schaft in das Handelsregister die Eigenschaft, die 
ihr nach den für sie geltenden Vorschriften und 
Bestimmungen bisher zukam. Sie ist damit aus dem 
Bereich des öffentlichen Rechts ausgeschieden. Mit 
der Eintragung ist die formwechselnde Umwand- 
lung, die durch das für die Körperschaft oder Anstalt 
maßgebende Bundes- oder Landesrecht vorgesehen 
oder zugelassen ist und nach den im Bereich des 
öffentlichen Rechts getroffenen grundsätzlichen Ent- 
scheidungen sowie den im übrigen anwendbaren Vor- 
schriften des Aktiengesetzes durchgeführt worden 
ist, vollzogen. Dies stellt § 385 c (entsprechend § 372 
Satz 1 und § 381 Satz 1 AktG) klar. 

An die Stelle der Satzung der Körperschaft oder 
Anstalt tritt mit der Eintragung die Satzung der 
Aktiengesellschaft. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Nach § 147 Abs. 1 Satz 1 AktG müssen Ersatzansprü- 
che der Gesellschaft gegen die Gründer, die Mitglie- 
der des Aufsichtsrats oder des Vorstands oder die 
sonst dort genannten Personen geltend gemacht wer- 
den, wenn es die Hauptversammlung beschließt oder 
eine näher umschriebene Minderheit es verlangt. 
§ 147 Abs. 3 Satz 2 schreibt vor, daß das Gericht auf 
Antrag der dort näher umschriebenen Minderheit 
besondere Vertreter zur Geltendmachung des Er- 
satzanspruchs bestellen muß. 

Der Regierungsentwurf zum Aktiengesetz (Bundes- 
tagsdrucksache IV/171) sah in § 140 Abs. 3, der dem 
geltenden § 147 Abs. 3 entspricht, als Satz 3 vor: 

„Gibt das Gericht dem Antrag statt, so trägt die 
Gesellschaft die Gerichtskosten." 
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In der Begründung dazu hieß es: 

„Wer die Kosten des gerichtlichen Bestellungsver- 
fahrens trägt, ist im geltenden Recht nicht be- 
stimmt. Im Schrifttum wird einhellig angenommen, 
daß die Kosten der Minderheit zur Last fallen, 
auch wenn sie mit ihrem Antrag Erfolg hat. Dies 
erscheint unbillig, weil das Gericht dem Antrag 
der Minderheit nur stattgeben wird, wenn von 
den ordentlichen Gesellschaftsorganen keine ge- 
hörige Geltendmachung der Ersatzansprüche zu 
erwarten ist. Deshalb liegt die Bestellung des 
besonderen Vertreters durch das Gericht nicht nur 
im Interesse der Minderheit, sondern regelmäßig 
auch im Interesse der Gesellschaft. Der Entwurf 
bestimmt deshalb, daß die Gesellschaft die Ge- 
richtskosten des Bestellungsverfahrens zu tragen 
hat, wenn das Gericht dem Antrag der Minderheit 
stattgibt (Absatz 3 Satz 3)." 


Auf Grund eines Redaktionsversehens ist § 140 
Abs. 3 Satz 3 des Regierungsentwurfs nicht Gesetz 
geworden. Zur Beseitigung des Redaktionsverse- 
hens soll der fehlende Satz 3 in § 147 Abs. 3 AktG 
eingefügt werden. Das sieht Nummer 3 Buchstabe a 
des Entwurfs vor. Durch Buchstabe b wird die Ver- 
weisung in § 147 Abs. 4 Satz 2 berichtigt. 


Zu Artikel 4 

Artikel 4 regelt die Geltung des Gesetzes im Land 
Berlin. 


ZuArtikel 5 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Entschließung 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte über die vorgesehene Umwandlung in 
eine Aktiengesellschaft hinaus für Gemeinden 
und Gemeindeverbände hinsichtlich der von 
ihnen betriebenen Unternehmen sowie für Kör- 
perschaften oder Anstalten des öffentlichen 
Rechts zusätzlich die Möglichkeit der Umwand- 
lung in eine Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung eröffnet werden. 

Kommunalpolitische Erwägungen sprechen gegen 
die vorgesehene Beschränkung ausschließlich auf 
die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft. Die 
wohlerwogenen Gründe, die die Bundesregie- 
rung veranlaßt haben, hinsichtlich der einzel- 
kaufmännischen Unternehmen eine solche Be- 
schränkung vorzusehen, treffen für die öffent- 
liche Hand nicht zu. So unterliegen Unternehmen 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden ebenso 
vor wie auch nach einer Umwandlung in eine 
GmbH auf Grund der Vorschriften über die Prü- 
fungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der öffent- 
lichen Hand alljährlicher Pflichtprüfung. Dem- 
gegenüber erscheint das Fehlen der Gründungs- 
prüfung unerheblich. 


2. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß das Gesetz über die Umwandlung von Kapi- 
taglesellschaften und bergrechtlichen Gewerk- 
schaften vom 12. November 1956 (BGBl. I. S. 844) 
und das Aktiengesetz vom 6. September 1965 
(BGBl. I S. 1089), die mit Zustimmung des Bun- 
desrates ergangen sind, förmlich geändert wer- 
den sollen. 


3. Zu Artikel 1 Nr. 3 und 4 (§ 42 Abs. 1, § 43 Abs. 3 
Satz 2, § 48 Abs. 1 und § 49 Abs.l Satz 2) 

a) § 42 Abs. 1 und § 48 Abs. 1 sind jeweils wie 
folgt zu fassen: 

„(1) Der Umwandlungsbeschluß kann nur 
in einer Gesellschafterversammlung gefaßt 
werden und bedarf der Zustimmung aller 
Gesellschafter. Der Beschluß und die Zustim- 
mung der nicht erschienenen Gesellschafter 
müssen gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. 


b) § 43 Abs. 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Außer den Urkunden nach § 37 Abs. 2 Nr. 2 
bis 5 des Aktiengesetzes sind der Umwand- 
lungsbeschluß und die Zustimmungserklärun- 
gen der nicht erschienenen Gesellschafter in 
Ausfertigung und die der Umwandlung zu- 
grunde gelegte Bilanz beizufügen." 

c) § 49 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Außer den Urkunden nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 
bis 4 des Gesetzes betreffend die Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung sind der Um- 
wandlungsbeschluß und die Zustimmungs- 
erklärungen der nicht erschienenen Gesell- 
schafter in Ausfertigung und die der Umwand- 
lung zugrunde gelegte Bilanz beizufügen." 

Begründung zu a) bis c) 

Notwendige redaktionelle Klarstellungen. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§§ 53 und 54) 

a) § 53 Abs. 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Prüfung hat sich ferner darauf zu er- 
strecken, ob die Umwandlung gemäß § 50 
Satz 2 ausgeschlossen ist und ob die Eintra- 
gung der Umwandlung gemäß § 54 Abs. 3 
abgelehnt werden kann." 

b) Dem § 54 ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Das Gericht kann die Eintragung ab- 
lehnen, wenn die Gründungsprüfer erklären 
oder es offensichtlich ist, daß die nicht auf 
die Aktiengesellschaft oder Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien zu übertragenden Verbind- 
lichkeiten des Einzelkaufmanns sein nicht zu 
übertragendes Vermögen wesentlich überstei- 
gen." 

Begründung zu a) und b) 

Notwendige Schutzvorschriften zugunsten der 
sonstigen Gläubiger des Einzelkaufmanns. Es 
besteht die Gefahr, daß der nicht überschuldete 
Einzelkaufmann einen wesentlichen Teil seines 
Vermögens mit nur wenigen Verbindlichkeiten 
auf die Kapitalgesellschaft überträgt und einen 
geringen Teil seines Vermögens zusammen mit 
Verbindlichkeiten, die diesen Teil des Vermö- 
gens übersteigen, zurückbehält. Auch in einem 
solchen Fall soll die Eintragung der Umwandlung 
abgelehnt werden, können. 

Die Änderung des § 53 Abs. 2 Satz 3 ist eine 
Folgeänderung dieser Regelung. 
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5. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 57 Abs. 1) 

§ 57 Abs. 1 ist wie folgt, zu fassen: 

„(1) Eine Gebietskörperschaft kann ein von 
ihr betriebenes Unternehmen in eine Aktien- 
gesellschaft umwandeln; dasselbe gilt für einen 
Gemeindeverband, der nicht Gebietskörperschaft 
ist. Die Umwandlung ist nur zulässig, wenn das 
für die Gebietskörperschaft oder den Gemeinde- 
verband maßgebende Bundes- oder Landesrecht 
eine Umwandlung vorsieht oder zuläßt.'' 

Begründung 

Die bisherige Formulierung schließt die Um- 
wandlung von Unternehmen von Gemeindever- 
bänden aus, die, wie etwa Zweckverbände, keine 
Gebietskörperschaften sind. Angesichts der kom- 
munalwirtschaftlich gleichgelagerten Verhält- 
nisse bei Gemeinden und Gemeindeverbänden 
ist eine unterschiedliche Behandlung nicht zu 
vertreten. 
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Drucksache V/3165 
Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung ist damit einverstanden, daß 
in den Entwurf auch die Umwandlung von Eigen- 
betrieben von Gemeinden und Gemeindeverbänden 
sowie von Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts in Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung einbezogen wird. Sie behält sich vor, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens ent- 
sprechende Vorschläge zu machen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung hält die Zustimmung des Bun- 
desrates zu dem Gesetzentwurf nicht für erforderlich. 
Daß das Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften 
vom 12. November 1956 (Bundesgesetzbl. I, S. 844) 
und das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I. S. 1089) zustimmungsbedürftig waren 
und als zustimmungsbedürftige Gesetze verkündet 
worden sind, begründet nach der von der Bundes- 
regierung in ständiger Praxis vertretenen Auffas- 
sung noch nicht die Zustimmungsbedürftigkeit eines 
Gesetzes, das Änderungen der mit Zustimmung des 
Bundesrats verkündeten Gesetze vorsieht. Dieses 
ist nur dann zustimmungsbedürftig, wenn der In- 
halt der Änderungen selbst es ist oder wenn Vor- 
schriften geändert werden, die seinerzeit zur Zu- 
stimmungsbedürftigkeit der Gesetze geführt haben. 
Keine dieser Voraussetzungen ist gegeben. 

Zu 3. 

Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu § 42 
Abs. 1, § 43 Abs. 3 Satz 2, § 48 Abs. 1 und § 49 


Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs stimmt die Bundesregie- 
rung zu. 


Zu 4. 

Von der Einfügung eines neuen Absatzes 3 in § 54 
und der damit zusammenhängenden Neufassung des 
§ 53 Abs. 2 Satz 3 sollte abgesehen werden. Es 
besteht keiin Bedürfnis, die privaten Gläubiger des 
Einzelkaufmanns so weitgehend zu schützen. Für die 
Einbringung seines Geschäftsvermögens in die Ak- 
tiengesellschaft erhält der Einzelkaufmann als Ge- 
genleistung Aktien, in die die privaten Gläubiger 
gegebenenfalls die Zwangsvollstreckung betreiben 
können. Die Gefahren, die sich für Privatgläubiger 
aus der Umwandlung ergeben, sind deshalb nicht 
größer als bei jedem anderen Schuldner, der über 
sein Vermögen frei verfügen und sein Vermögen in 
anderen Vermögensgegenständen als bisher anlegen 
kann. 


Zu 5. 

Dem Vorschlag zur Ergänzung des § 57 Abs. 1 des 
Entwurfs hinsichtlich der Umwandlung von Unter- 
nehmen, die von Gemeindeverbänden betrieben 
werden, stimmt die Bundesregierung ln der Sache 
zu. Sie schlägt folgende Fassung des § 57 Abs. 1 
Satz 2 vor: 

„(1) Eine Gebietskörperschaft oder ein Gemeinde- 
verband, der nicht Gebietskörperschaft ist, kann ein 
von ihm betriebenes Unternehmen in eine Aktien- 
gesellschaft umwandeln." 
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